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Entwurf eines Gesetzes über den deutschen Auslandsrundfunk 


A. Problem 

Nach Überleitung des Deutschlandfunks in die Zuständigkeit der 
Länder verbleibt die Deutsche Welle als nunmehr einzige Rund- 
funkanstalt des Bundesrechts. Durch diese Verschiebung im Rund- 
funkgefüge Deutschlands kommt der Deutschen Welle eine 
Bedeutung zu, der das geltende Bundesrundfunkgesetz nicht mehr 
gerecht wird. 


B. Lösung 

Mit dem vorgelegten Auslandsrundfunkgesetz soll das geltende 
Bundesrundfunkgesetz abgelöst werden. Damit soll zugleich die 
rechtliche Grundlage der Deutschen Welle durch eine umfassende 
Finanzierungsregelung komplettiert werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Mit zusätzlichen Kosten ist nicht zu rechnen. Zwar wird mit dem 
Gesetz eine Finanzierungsgarantie für die Deutsche Welle begrün- 
det, doch wird die Anstalt damit faktisch nicht finanziell besser- 
gestellt. Auch bisher ist die Deutsche Welle ganz überwiegend aus 
dem Bundeshaushalt finanziert worden. 
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Entwurf eines Gesetzes über den deutschen Auslandsrundfunk 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 
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Artikel 1 

Gesetz über die Rundfunkanstalt 
des Bundesrechts „Deutsche Welle“ 
(Deutsche-Welle-Gesetz — DWG) 

ERSTER ABSCHNITT 

Grundlagen der Anstalt 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Rechtsform 

(1) Die Rimdfunkanstalt des Bundesrechts Deutsche 
Welle ist eine gemeirmützige Anstalt des öffentlichen 
Rechts. 

(2) Die Deutsche Welle ist rechtsfähig und hat das 
Recht der Selbstverwaltimg im Rahmen der folgenden 
Bestimmungen. 

(3) Die Deutsche Welle gibt sich eine Satzung zur 
Regelimg der betrieblichen Ordnung. 

§2 

Sitz und Studios 

(1) Der Sitz der Deutschen Welle wird von der 
Bimdesregierung bestimmt. 
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(2) Studios können im In- imd Ausland errichtet 
werden. Das Nähere regelt die Satzimq der Deutschen 
WeUe. 

§3 

Aufgaben 

(1) Die Deutsche Welle veranstaltet werbefreien 
Rundfimk (Hörfimk und Fernsehen) für das Aus- 
land. 

(2) Die Rundfunksendungen der Deutschen Welle 
werden sowohl in deutscher Sprache als auch in 
Fremdsprachen verbreitet. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Gestaltung der Sendungen 

§4 

Programmauftrag 

(1) Die Sendungen der Deutschen Welle sollen ein 
umfassendes Bild des politischen, kulturellen imd 
wirtschaftlichen Lebens in Deutschland vermitteln, 
einen objektiven Überblick über das Weltgeschehen 
geben sowie die deutsche Auffassimg zu wichtigen 
Fragen darstellen imd erläutern. 

(2) Die Sendungen sollen vor allem dem friedlichen 
Zusammenleben der Völker untereinander dienen 
sowie zur internationalen Verständigung und zum 
Prozeß der europäischen Einigung beitragen. 

§5 

Programmgrundsätze 

(1) Die Sendungen der Deutschen Welle müssen der 
verfassungsmäßigen Ordnung entsprechen. Die Deut- 
sche Welle hat in ihren Sendungen die Würde des 
Menschen zu achten und zu schützen. Die Vorschrif- 
ten der allgemeinen Gesetze, die gesetzlichen Bestim- 
mimgen zum Schutz der Jugend und des Rechts der 
persönlichen Ehre sind einzuhalten. 

(2) Die Sendungen müssen eine unabhängige Mei- 
nungsbildung ermöglichen und dürfen nicht einseitig 
eine Partei oder sonstige politische Vereinigimg, eine 
Religionsgemeinschaft, einen Berufsstand oder eine 
Interessengemeinschaft unterstützen. Die sittlichen, 
religiösen und weltanschaulichen Überzeugimgen 
der Rimdfunkteilnehmer sind zu achten. 

(3) Die Berichterstattimg soll umfassend, wahrheits- 
getreu imd sachlich sein sowie in dem Bevmßtsein 
erfolgen, daß die Sendungen der Deutschen Welle die 
Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu 
auswärtigen Staaten berühren können. Herkunft und 
Inhalt der zur Veröffentlichung bestimmten Nachrich- 
ten sind mit der gebotenen Sorgfalt zu prüfen. Kom- 
mentare sind deutlich von Nachrichten zu trennen 
imd unter Nennung des Verfassers als solche zu 
kennzeichnen. 


§6 

Unzulässige Sendungen, Jugendschutz 

(1) Sendungen sind unzulässig, wenn sie 

1. zum Rassenhaß aufstacheln oder grausame oder 
sonst unmenschliche Gewalttätigkeiten gegen 
Menschen in einer Art schildern, die eine Verherr- 
lichung oder Verharmlosung solcher Gewalttätig- 
keiten ausdrückt oder die das Grausame oder 
Unmenschliche des Vorgangs in einer die Men- 
schenwürde verletztenden Weise darstellt (§ 131 
StGB), 

2. den Krieg verherrlichen, 

3. pornographisch sind (§ 184 StGB), 

4. offensichtlich geeignet sind, Kinder oder Jugendli- 
che sittlich schwer zu gefährden. 

(2) Sendungen, die geeignet sind, das körperliche, 
geistige oder seelische Wohl von Kindern oder 
Jugendlichen zu beeinträchtigen, dürfen nicht ver- 
breitet werden, es sei denn, die Deutsche Welle trifft 
auf Grund der Sendezeit oder auf andere Weise 
Vorsorge, daß Kinder oder Jugendliche der betroffe- 
nen Altersstufen die Sendungen üblicherweise nicht 
wahrnehmen; die Deutsche Welle darf dies bei Sen- 
dungen zwischen 23 Uhr und 6 Uhr annehmen. Filme, 
die nach dem Gesetz zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit 

1. für Kinder unter 12 Jahren nicht freigegeben sind, 
dürfen nur zwischen 20 Uhr und 6 Uhr, 

2. für Jugendliche unter 16 Jahren nicht freigegeben 
sind, nur zwischen 22 Uhr und 6 Uhr, 

3. für Jugendliche unter 18 Jahren nicht freigegeben 
sind, nur zwischen 23 Uhr und 6 Uhr 

verbreitet werden. 

(3) Sendungen, die ganz oder im wesentlichen mit 
Schriften inhaltsgleich sind, die in der Liste nach § 1 
des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährden- 
der Schriften aufgenommen sind, sind nur in der Zeit 
zwischen 1 Uhr und 6 Uhr und nur dann zulässig, 
wenn die mögliche sittliche Gefährdung von Kindern 
oder Jugendlichen unter Berücksichtigung aller 
Umstände nicht als schwer angesehen werden 
kann. 

(4) Die Deutsche Welle kann in Richtlinien oder für 
den Einzelfall Ausnahmen von den Zeitgrenzen nach 
Absatz 2 Satz 2 gestatten und von der Bewertung nach 
Absatz 2 Satz 2 abweichen; dies güt vor allem für 
Filme, deren Bewertung länger als 15 Jahre zurück- 
liegt. Sie kann in Richtlinien oder für den Einzelfall 
auch für Filme, auf die das Gesetz zum Schutze der 
Jugend in der Öffentlichkeit keine Anwendung findet 
oder die nach diesem Gesetz für Jugendliche unter 
16 Jahren freigegeben sind, zeitliche Beschränkun- 
gen vorsehen, um den Besonderheiten der Ausstrah- 
lung von Filmen im Fernsehen, vor allem bei Fernseh- 
serien, gerecht zu werden. 

(5) Für Sendungen, die ausschließlich oder überwie- 
gend für außereuropäische Länder bestimmt sind, 
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richten sich die nach den Absätzen 2 bis 4 maßgeben- 
den Zeitgrenzen nach der Ortszeit in den Ziellän- 
dem. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Erfüllung der Aufgaben 
§7 

Produktionen 

(1) Die Deutsche Welle erfüllt die ihr übertragenen 
Aufgaben durch Verbreitung von Sendungen, die sie 
selbst plant und herstellt (Eigenproduktionen). Soweit 
die Deutsche Welle die Sendungen nicht selbst her- 
stellt, kann sie Sendungen von Dritten herstellen 
lassen oder erwerben (Auftragsproduktionen) oder 
gemeinsam mit Dritten produzieren (Gemeinschafts- 
produktionen). 

(2) Zur Darstellung der Vielfalt im deutschsprachi- 
gen und europäischen Raum und zur Förderung von 
europäischen Film- imd Femsehproduktionen soll die 
Deutsche Welle den Hauptteil ihrer insgesamt für 
Spielfilme, Femsehspiele, Serien, Dokumentarsen- 
dungen und vergleichbare Produktionen vorgesehe- 
nen Sendezeit europäischen Werken entsprechend 
dem europäischen Recht Vorbehalten. 

(3) Die Fernsehsendungen der Deutschen Welle 
sollen jeweils einen angemessenen Anteil an Eigen- 
produktionen sowie Auftrags- und Gemeinschaftspro- 
duktionen aus dem deutschsprachigen und europäi- 
schen Raum enthalten. 

(4) Eine Einflußnahme auf die Gestaltung und den 
Inhalt der Sendungen der Deutschen Welle durch 
Dritte ist nicht zulässig. Verwendet die Deutsche 
Welle Auftrags- oder Gemeinschaftsproduktionen, 
stellt sie eigenverantwortlich sicher, daß diese den 
Vorschriften dieses Gesetzes, insbesondere den §§ 4 
bis 6, entsprechen. 

§8 

Zusammenarbeit mit Dritten 

(1) Die Deutsche Welle soll zur Herstellung ihrer 
Sendungen mit den öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten der Länder eng Zusammenarbeiten. Sie 
kann bei ihrer Programmgestaltung Sendungen der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Länder 
verwenden und ihnen ihre Sendimgen für eine Pro- 
grammübemahme überlassen. 

(2) Die Deutsche Welle kann zur Herstellung imd 
wirtschaftlichen Verwertung von Rundfunkproduk- 
tionen mit anderen Rundfunkveranstaltem Zusam- 
menarbeiten und sich zu diesem Zweck im Rahmen 
des § 57 auch an anderen Unternehmen beteiligen. 
Die Herstellung der Rimdfunkproduktionen nach 
Satz 1 darf nicht vorrangig sein oder überwiegend 
einer wirtschaftlichen Verwertung dienen. 

(3) Die Zusammenarbeit mit Rundfunkanstalten 
imd -Veranstaltern nach den Absätzen 1 und 2 ist 


zulässig, sofern die redaktionelle Unabhängigkeit der 
Deutschen Welle unberührt und die Werbefreiheit der 
Sendungen gewährleistet bleiben. 

§9 

Sponsern 

(1) Sponsern ist der Beitrag einer natürlichen oder 
juristischen Person oder einer Personenvereinigung, 
die an Rimdfunktätigkeiten oder an der Produktion 
audiovisueller Werke nicht beteiligt ist, zur direkten 
oder indirekten Finanzienmg einer Sendimg, um den 
Namen, die Marke, das Erscheinungsbild der Person, 
ihre Tätigkeit oder ihre Leistungen zu fördern. 

(2) Bei Sendungen, die ganz oder teilweise gespon- 
sert werden, muß zu Begirm und am Ende auf die 
Finanzierung durch den Sponsor in vertretbarer Kürze 
deutlich hingewiesen werden; der Hinweis ist in 
diesem Rahmen auch durch Bewegtbild möglich. 
Neben oder anstelle des Namens des Sponsors kann 
auch dessen Firmenemblem oder eine Marke einge- 
blendet werden. 

(3) Inhalt und Programmplatz einer gesponserten 
Sendung dürfen vom Sponsor nicht in der Weise 
beeinflußt werden, daß die Veremtwortung und die 
redaktionelle Unabhängigkeit der Deutschen Welle 
beeinträchtigt werden. 

(4) Gesponserte Sendungen dürfen nicht zum Ver- 
kauf, zum Kauf oder zur Miete oder Pacht von Erzeug- 
nissen oder Dienstleistungen des Sponsors oder eines 
Dritten, vor allem durch entsprechende besondere 
Hinweise, anregen. 

(5) Wer nach gesetzlichen Bestimmungen nicht 
werben darf oder wer überwiegend Produkte herstellt 
oder verkauft oder wer Dienstleistungen erbringt, für 
die Werbung nach gesetzlichen Bestinummgen ver- 
boten ist, darf Sendungen nicht sponsern. 

(6) Nachrichtensendungen imd Sendungen zum 
politischen Zeitgeschehen dürfen nicht gesponsert 
werden. 

(7) Zur Durchführung der Absätze 1 bis 6 erläßt der 
Rundfunkrat Richtlinien. 

§ 10 

Programmabgabe an Dritte 

Die Deutsche Welle kann ausländischen Rundfunk- 
veranstaltem oder Dritten gestatten, die von ihr pro- 
duzierten und verbreiteten Sendungen im Ausland 
terrestrisch wiederauszustrahlen oder in ausländische 
Kabelnetze einzuspeisen, wenn dies der Erfüllung 
ihres Programmauftrags dient und ein kommerzieller 
Vertrieb der abgegebenen Sendungen durch Dritte 
ausgeschlossen ist. Ausländische Rundfunkveranstal- 
ter oder Dritte haben keinen Anspmch auf Überlas- 
sung von Sendungen der Deutschen Welle. 
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§ 11 

Transkription 

(1) Die Deutsche Welle kann für ausländische Rund- 
funkveranstalter sendefertige deutsch- und fremd- 
sprachige Sendimgen produzieren (Transkription). 

(2) Die Verwendung der nach Absatz 1 produzierten 
Sendxmgen außerhalb des Rundfxmks, die Weitergabe 
durch ausländische Rimdfunkveranstalter an Dritte 
sowie der kommerzielle Vertrieb der Sendungen 
durch Dritte sind nicht gestattet. Werden Sendungen 
zur einmaligen Ausstrahlimg innerhalb einer be- 
stimmten Frist freigegeben, so ist vertraglich sicherzu- 
stellen, daß diese nach der Ausstrahlung von dem 
Dritten gelöscht werden. 

§ 12 

Druckwerke 

Die Deutsche Welle kann Druckwerke mit pro- 
grammbezogenem Inhalt veröffentlichen, soweit dies 
zur Erfüllimg ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

§ 13 

Sendetechnik 

(1) Die Deutsche Welle kann zur Erfüllimg ihrer 
Aufgaben die gleichen technischen Übertragimgs- 
möglichkeiten nutzen, die den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten der Länder zur Verfügung stehen. 
Dazu zählen auch die Zuspielung und die Abstrah- 
lung der Programme über Satelliten. 

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 3 kann die 
Deutsche Welle die erforderlichen Rimdfunksender 
im Ausland errichten, imterhalten und betreiben; 
weiterhin können Rimdfunksender im Ausland auch 
angemietet werden, 

(3) Die Programme der Deutschen Welle können 
über Satellit ausgestrahlt sowie im Ausland terre- 
strisch verbreitet und in ausländische Kabelnetze 
eingespeist werden. Die Deutsche Welle nutzt für ihre 
Hörfunkprogramme auch die ihr zugewiesenen Über- 
tragungsmöglichkeiten im Kurz- und Mittelwellenbe- 
reich. Zusätzlich strahlt die Deutsche Welle ihre 
Hörfunkprogramme von eigenen Relaisstationen oder 
angemieteten Sendern im Ausland ab. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Rechte Dritter 

§ 14 

Verlautbarungsrecht 

Die Deutsche Welle räumt der Bundesregierung für 
amtliche Verlautbarungen unverzüglich und unent- 
geltlich angemessene Sendezeit ein. 


§ 15 

Sendezeit für Dritte 

Den Evangelischen Kirchen, der Katholischen Kir- 
che und der Jüdischen Gemeinde sind auf Wunsch 
angemessene Sendezeiten zur Übertragung gottes- 
dienstlicher Handlungen und Feierlichkeiten oder 
sonstiger religiöser Sendungen einzuräumen. Andere 
über das gesamte Bundesgebiet verbreitete Religions- 
gemeinschaften des öffentlichen Rechts müssen ange- 
messen berücksichtigt werden. 

§ 16 

Gegendarstellung 

(1) Die Deutsche Welle ist verpflichtet, durch Rund- 
funk die Gegendarstellung der Person oder Stelle zu 
verbreiten, die durch eine von der Deutschen Welle in 
einer Sendung verbreitete Tatsachenbehauptung 
betroffen ist. 

(2) Die Pflicht zur Verbreitung der Gegendarstel- 
lung besteht nicht, wenn 

1 . die betroffene Person oder Stelle kein berechtigtes 
Interesse an der Verbreitung hat oder 

2. die Gegendarstellung ihrem Umfang nach nicht 
angemessen ist, insbesondere den Umfang des 
beanstandeten Teils der Sendung deutlich über- 
schreitet. 

(3) Die Gegendarstellung muß sich auf tatsächliche 
Angaben beschränken und darf keinen strafbaren 
Inhalt haben. Sie bedarf der Schriftform und ist vom 
Betroffenen oder seinem gesetzlichen Vertreter zu 
unterzeichnen. Der Betroffene oder sein Vertreter 
kann die Verbreitung nur verlangen, wenn die 
Gegendarstellung unverzüglich, spätestens innerhalb 
von drei Monaten nach der Verbreitung der beanstan- 
deten Tatsachenbehauptung der Deutschen Welle 
zugeht. Die Gegendarstellung muß die beanstandete 
Sendung und die Tatsachenbehauptung bezeich- 
nen. 

(4) Die Gegendarstellung muß unverzüglich inner- 
halb des gleichen Programms wie die beanstandete 
Tatsachenbehauptung sowie zur gleichen Tageszeit 
oder, wenn dies nicht möglich ist, zu einer Sendezeit 
verbreitet werden, die der Zeit der beanstandeten 
Sendung gleichwertig ist. Die Verbreitung erfolgt 
ohne Einschaltungen, Kommentierungen und Weg- 
lassungen. Eine Erwiderung auf die Gegendarstel- 
lung ist nur zulässig, wenn sie sich auf Tatsachen 
beschränkt. 

(5) Die Verbreitung der Gegendarstellung erfolgt 
unentgeltlich. 

(6) Lehnt die Deutsche Welle die Verbreitung der 
Gegendarstellung ab oder bleibt untätig, so steht der 
betroffenen Person oder Stelle der ordentliche Rechts- 
weg offen. Auf Antrag des Betroffenen kann das 
Gericht anordnen, daß die Deutsche Welle in der Form 
des Absatzes 4 eine Gegendarstellung verbreitet. Auf 
das Verfahren sind die Vorschriften der Zivilprozeß- 
ordnung über das Verfahren auf Erlaß einer einstwei- 
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ligen Verfügung entsprechend anzuwenden. Eine 
Gefährdung des Anspruchs braucht nicht glaubhaft 
gemacht zu werden. Ein Verfahren zxir Hauptsache 
findet nicht statt. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für wahrheits- 
getreue Berichte über öffentliche Sitzungen des Euro- 
päischen Parlaments, der gesetzgebenden Organe 
des Bundes, der Länder, der Vertretungen der 
Gemeinden und Gemeindeverbände, der Gerichte 
sowie für Sendungen nach den §§14 imd 15. Zu einer 
Gegendarstellung karm eine Gegendarstellung nicht 
verlangt werden. 

§ 17 

Eingaben und Beschwerden 

(1) Jedermann hat das Recht, sich mit Anregimgen 
zum Programm imd Eingaben an die Deutsche Welle 
zu wenden. 

(2) Eingaben, in denen die Verletzung von Pro- 
grammgrundsätzen behauptet wird (Programmbe- 
schwerden), sollen unverzüglich nach Ausstrahlung 
der Sendimg erhoben werden. Ober Programmbe- 
schwerden entscheidet der Intendant innerhalb eines 
Monats nach Eingang dxirch schriftlichen Bescheid. 

(3) Der Intendant legt die Programmbeschwerde 
sowie seinen abschließenden Bescheid dem Rund- 
funkrat zur Unterrichtung vor. Hüft der Intendant der 
Programmbeschwerde nicht oder nicht innerhalb der 
Frist nach Absatz 2 Satz 2 ab, so kann sich der 
Beschwerdeführer an den Rundfunkrat wenden, der 
dann über die Programmbeschwerde entscheidet. Auf 
diese Möglichkeit hat der Intendant in seinem 
Bescheid ausdrücklich hinzuweisen, 

(4) Das Nähere regelt die Satzung. Sie kann vorse- 
hen, daß der Rundfunkrat einem Beschwerdeaus- 
schuß die Entscheidung nach Absatz 3 Satz 2 über- 
trägt. 

§ 18 

Annifungsrecht 

(1) Jedermann hat das Recht, sich unmittelbar an 
den Beauftragten für den Datenschutz der Deutschen 
Welle zu wenden, wenn er der Auffassung ist, bei der 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzimg seiner perso- 
nenbezogenen Daten durch die Deutsche Welle in 
seinen schutzwürdigen Belangen verletzt worden zu 
sein (Anrufimg). 

(2) Wird mit einer Anrufung gleichzeitig die Verlet- 
zung von Programmgrundsätzen nach § 17 behauptet, 
so unterrichtet der Beauftragte für den Datenschutz 
unverzüglich den Intendanten und gibt gleichzeitig 
ihm gegenüber eine Stellungnahme zum Inhalt der 
Anrufung ab. Schließt sich der Intendant dieser Stel- 
lungnahme an, so gilt für das weitere Verfahren § 17 
Abs. 2 und 3. Will der Intendant in seiner Entschei- 
dung hinsichtlich des die Anrufimg betreffenden Teüs 
von der Stellungnahme des Beauftragten für den 
Datenschutz abweichen, so legt er die Eingabe dem 


Verwaltungsrat zur abschließenden Entscheidung 
vor. An die Entscheidung des Verwaltungsrates ist der 
Intendant gebunden. Das Nähere regelt die Sat- 
zung, 

(3) Wird mit einer Programmbeschwerde nach § 17 
eine Anrufung verbunden, so leitet der Intendant 
diese Eingabe zur Stellungnahme dem Beauftragten 
für den Datenschutz zu; Absatz 2 Satz 2 bis 4 güt 
entsprechend. 


§ 19 

Beweissicherung 

(1) Von allen Sendungen, die die Deutsche Welle 
verbreitet, sind originalgetreue und vollständige Ton- 
aufzeichnungen, von Fernsehsendungen auch Bild- 
aufzeichnimgen, herzustellen und aufzubewahren. 

(2) Die Aufbewahrungsfrist beträgt drei Monate ab 
dem Tag der Ausstrahlung der Sendung. Wird iimer- 
halb dieser Frist eine Sendung beanstandet, so ist die 
Aufzeichnung aufzubewahren, bis die Beanstandung 
durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, durch 
gerichtlichen Vergleich oder auf andere Weise erle- 
digt ist. 

(3) Wer schriftlich glaubhaft macht, durch eine 
Sendung der Deutschen Welle in seinen Rechten 
betroffen zu sein, kann von der Deutschen Welle 
Einsicht in die Aufzeichnung dieser Sendung verlan- 
gen und auf eigene Kosten durch die Deutsche Welle 
Mehrausfertigungen hersteilen lassen. 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Verantwortimg für Sendungen 

§ 20 

Allgemeine Verantwortung 

(1) Wer die Sendung eines Beitrages veranlaßt oder 
zugelassen hat, trägt für dessen Inhalt und Gestaltung 
nach Maßgabe der Vorschriften des Grundgesetzes, 
der allgemeinen Gesetze und der besonderen Vor- 
schriften dieses Gesetzes die Verantwortung. Verant- 
wortlich ist auch, wer es unterlassen hat, in seinem 
Aufgabenkreis pflichtgemäß tätig zu werden. 

(2) Es wird vermutet, daß für die Sendung aller 
Beiträge der Intendant verantwortlich ist. Sofern und 
soweit für ihn ein Vertreter tätig war, gilt die Vermu- 
tung zu dessen Lasten. Die Sätze 1 und 2 finden in 
Straf- und Bußgeldsachen keine Anwendung. 

(3) Für Inhalt und Gestaltung der Sendungen, für die 
die Deutsche Welle nach den §§ 14 und 15 Sendezei- 
ten eingeräumt hat, ist derjenige verantwortlich, dem 
die Sendezeit überlassen worden ist. 

(4) Die Verantwortlichkeit anderer Personen, insbe- 
sondere des Verfassers, Herstellers oder Gestalters 
eines Beitrages, bleibt unberührt. 


6 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7401 


§ 21 

Auskunftspflicht 

(1) Die Deutsche Welle gibt auf Verlangen Namen 
imd Dienstanschrift des Intendanten oder der sonsti- 
gen für die Sendung Verantwortlichen bekannt. 

(2) Die Deutsche Welle stellt dem Bimdesministe- 
rium des Innern die Informationen zur Verfügimg, die 
dieses zur Erfüllimg seiner Auskunfts- imd Berichts- 
pflichten nach europäischem Recht, namentlich nach 
Artikel 6 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 19 des 
Europäischen Übereinkommens über das grenzüber- 
schreitende Fernsehen vom 5. Mai 1989 benötigt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Struktur der Anstalt 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 22 

Organe 

(1) Die Organe der Deutschen Welle sind: 

1. der Rimdfimkrat, 

2. der Verwaltungsrat, 

3. der Intendant. 

(2) Gremien der Deutschen Welle sind der Rund- 
funkrat und der Verwaltungsrat. 

(3) Die Mitglieder der Gremien sind ehrenamtlich 
tätig. 

§ 23 

Unvereinbarkeit von Ämtern und Tätigkeiten 

(1) Die Mitgliedschaften in den Gremien der Deut- 
schen Welle schließen sich gegenseitig aus. Der 
Intendant darf nicht Gremienmitglied sein. 

(2) Die Mitglieder der Gremien dürfen keine wirt- 
schaftlichen oder sonstigen Interessen verfolgen, die 
geeignet sind, die Erfüllung ihrer Aufgaben als Mit- 
glieder der Gremien zu gefährden. Sie dürfen insbe- 
sondere nicht zugleich Mitglieder eines Organs 

1. einer anderen öffentlich-rechtlichen Rundfimkan- 
stalt oder eines privaten Rundfunkveranstalters, 

2. eines Zusammenschlusses von öffentlich-rechtli- 
chen oder privaten Rundfunkveranstaltem, 

3. einer Gesellschaft des privaten Rechts, die unmit- 
telbar oder mittelbar vertragliche Regelungen über 
die Lieferung von Rimdfimkprogrammen oder Pro- 
grammteilen zu einem Öffentlich-rechtlichen oder 
privaten Rimdfimkveranstalter imterhält, oder 

4. einer öffentlich-rechtlichen Anstalt, der die Zulas- 
sung von und die Aufsicht über Rimdfunkveran- 
stalter des privaten Rechts obliegt, 


sein. Satz 2 gilt nicht für von der Deutschen Welle 
entsandte Mitglieder von Aufsichtsorganen oder Gre- 
mien eines Unternehmens, an dem die Deutsche 
Welle beteiligt ist. 

(3) Die Mitglieder der Gremien dürfen weder auf 
Grund eines Dienst- oder Arbeitsvertrages noch als 
freie Mitarbeiter oder sonstwie gegen Entgelt für die 
Deutsche Welle oder eine der in Absatz 2 Satz 2 
genannten Anstalten, Zusammenschlüsse von Anstal- 
ten, Gesellschaften oder Firmen tätig sein, es sei denn, 
es handelt sich um eine gelegentliche, nicht ständige 
V ortragstätigkeit. 

(4) Die von den gesellschaftlichen Gruppen imd 
Organisationen benannten Mitglieder des Rimdfimk- 
rates sowie die vom Rimdfimkrat aus diesen Gruppen 
und Organisationen gewählten Mitglieder des Ver- 
waltungsrates dürfen nicht Mitglied des Europäischen 
Parlaments, einer gesetzgebenden Körperschaft des 
Bundes oder eines Landes oder Mitglied der Bundes- 
regierung oder einer Landesregierung sein. 

§ 24 

Unabhängigkeit 

(1) Die Mitglieder der Gremien vertreten bei Wahr- 
nehmung ihrer Aufgaben die Interessen der Allge- 
meinheit. Sie sind weder an Aufträge noch an Wei- 
sungen gebunden. 

(2) Die Mitglieder der Gremien dürfen an der 
Übernahme und Ausübung ihrer Tätigkeit nicht 
gehindert oder hierdurch in ihrem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis benachteiligt werden. Es ist auch 
unzulässig, sie aus Gründen der Gremienmitglied- 
schaft zu entlassen oder ihnen zu kündigen. Stehen sie 
in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis, so ist ihnen 
die für ihre Tätigkeit erforderliche Zeit zu gewäh- 
ren. 

§ 25 

Amtszeit 

(1) Die Amtszeit der Gremien beträgt fünf Jahre und 
beginnt jeweils mit ihrem ersten Zusammentritt. 

(2) Nach Ablauf der Amtszeit führen die Gremien 
die Geschäfte weiter, bis die entsprechenden neuge- 
bildeten Gremien zu ihrer konstituierenden Sitzung 
zusammentreten. 

§ 26 

Abberufung und vorzeitiges Ausscheiden 

(1) Die staatlichen Organe sowie die gesellschaftli- 
chen Gruppen und Organisationen können das von 
ihnen gewählte oder benannte Mitglied abberufen, 
wenn dessen Tätigkeit für die wähl- oder benen- 
nungsberechtigte Stelle endet. 

(2) Ein Mitglied gilt darüber hinaus als ausgeschie- 
den, wenn es die Voraussetzungen des § 23 nicht mehr 
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erfüllt und das entsprechende Gremium dies durch 
Beschluß feststellt. 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist nach 
den für die Wahl oder Benennung des ausgeschiede- 
nen Mitglieds geltenden Vorschriften ein Nachfolger 
für den Rest der Amtszeit zu wählen oder zu benen- 
nen. 

§ 27 

Neuberulung der Gremienmitglieder 

(1) Spätestens vier Monate vor Ablauf der Amtszeit 
des Rundfunkrates bittet dessen Vorsitzender die 
wähl- oder benennungsberechtigten Stellen um die 
Wahl oder Benennung der Mitglieder für den neuen 
Rundfunkrat. 

(2) Spätestens vier Monate vor Ablauf der Amtszeit 
des Verwaltungsrates bittet dessen Vorsitzender die 
in § 29 Abs. 2 genannten staatlichen Organe und den 
Vorsitzenden des Rundfunkrates um die Wahl oder 
Benennung der Mitglieder für den neuen Verwal- 
tungsrat. 

(3) Solange und soweit von dem Wahl- und Benen- 
nungsrecht kein Gebrauch gemacht wird, verringert 
sich die Zahl der Mitglieder des jeweiligen Gremiums 
entsprechend. 

§ 28 

Kostenerstattung 

Die Mitglieder der Gremien haben Anspruch auf 
Aufwandsentschädigung sowie Reisekostenvergü- 
timg, Tagegelder und Übemachtungsgelder. Das 
Nähere regelt die Satzung. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Rundfunkrat 

§ 29 

Zusammensetzung 

(1) Der Rundfunkrat besteht aus 30 Mitgliedern. 
Frauen sind bei der Wahl oder Benennung angemes- 
sen zu berücksichtigen. 

(2) Fünf Mitglieder des Rundfunkrates werden vom 
Deutschen Bundestag, vier vom Bundesrat gewählt. 
Fünf Mitglieder werden von der Bundesregierung 
benannt. 

(3) Folgende gesellschaftliche Gruppen und Orga- 
nisationen benennen jeweils ein Mitglied des Rund- 
funkrates: 

1. Evangelische Kirche in Deutschland, 

2. Katholische Kirche, 

3. Zentralrat der Juden in Deutschland, 

4. Deutscher Industrie- und Handelstag (DIHT), 


5. gewerkschaftliche Spitzenorganisationen, 

6. Kommunale Spitzenverbände, 

7. Bimd der Vertriebenen, 

8. Deutscher Sportbund (DSB), 

9. Europa-Union Deutschland e. V., 

10. Deutsche Stiftung für internationale Entwicklung 
(DSE), 

11. Goethe-Institut, 

12. Inter Nationes, 

13. Deutscher Akademischer Austauschdienst 
(DAAD), 

14. Deutsche Gesellschaft für auswärtige Politik 
(DGAP), 

15. Institut für Auslandsbeziehungen (IfA), 

16. Deutsche Akademie für Sprache und Dichtung. 

§ 30 

Aufgaben 

(1) Der Rundfunkrat vertritt bei der Deutschen 
Welle die Interessen der Allgemeinheit. Er beschließt 
über Fragen grundsätzlicher Bedeutung für die Deut- 
sche Welle. Er berät den Intendanten in allgemeinen 
Programmangelegenheiten und wirkt auf die Erfül- 
lung des Programmauftrages hin. 

(2) Der Rundfunkrat überwacht die Einhaltung der 
Programmgrundsätze (§ 5) und der allgemeinen Pro- 
grammrichtlinien. Er kann feststellen, daß bestimmte 
Sendungen gegen die Programmgrundsätze versto- 
ßen haben. Er kann dem Intendanten auf geben, einen 
festgestellten Verstoß abzustellen oder künftig zu 
unterlassen. Eine Kontrolle einzelner Sendungen 
durch den Rundfunkrat vor ihrer Ausstrahlung ist 
nicht zulässig, es sei denn, es liegen bereits eindeutige 
Anhaltspunkte für einen Verstoß der Sendung gegen 
die Programmgrundsätze vor. 

(3) Dem Rundfunkrat obliegen insbesondere fol- 
gende Aufgaben: 

1. Erlaß oder Änderung der Satzung der Deutschen 
Welle, 

2. Erlaß oder Änderung von Programmrichtlinien, 

3. Wahl und Abberufung des Intendanten, 

4. Bestellung und Abberufung des Vertreters des 
Intendanten, 

5. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Verwal- 
tungsrates nach § 34 Abs. 1 Nr. 2, 

6. Bildung von Ausschüssen des Rundfunkrates, 

7. Wahl und Abberufung der Mitglieder der Aus- 
schüsse des Rundfunkrates, 

8. Beschluß über die Aufgabenplanung der Deut- 
schen Welle, 
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9. Erlaß oder Änderung der Geschäftsordnung des 
Rundfunkrates, 

10. Erlaß oder Änderung der Richtlinien über das 
Sponsern. 

Vor Beschlüssen nach Satz 2 Nr. 1 und 8 hat der 
Rundfunkrat dem Intendanten Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme zu geben; darüber hinaus bedürfen diese 
Beschlüsse der Zustimmung des Verwaltungsrates. 

(4) Der Rundfunkrat ist in Grundsatzfragen finanz- 
und personalwirtschaftlicher Art anzuhören. Dies gilt 
insbesondere für die Feststellung des Haushaltsplans 
und die Entlastung des Intendanten. 

§ 31 

Sitzungen 

(1) Der Rundfunkrat tritt mindestens alle drei 
Monate zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. Auf 
Antrag von sechs Mitgliedern oder des Intendanten 
muß er zu einer außerordentlichen Sitzung zusam- 
mentreten. 

(2) Die Sitzungen des Rundfunkrates sind nicht 
öffentlich. Der Rundfunkrat kann beschließen, in 
öffentlicher Sitzung zu tagen. 

(3) Der Vorsitzende oder ein von ihm beauftragtes 
Mitglied des Verwaltungsrates imd der Intendant 
nehmen an den Sitzungen des Rundfunkrates teil. Sie 
sind auf Wunsch zu hören. 

(4) Ein Mitglied der Personalvertretung nimmt ein 
den Sitzungen des Rundfunkrates teil imd kann zu 
Fragen, die nicht den Programmbereich betreffen, 
gehört werden. 

§ 32 

Beschlüsse und Wahlen 

(1) Der Rimdfunkrat ist beschlußfähig, wenn nach 
ordmmgsgemäßer Ladung die Mehrheit seiner Mit- 
glieder anwesend ist. 

(2) Für Beschlüsse des Rundfunkrates ist grundsätz- 
lich die Mehrheit der Stimmen seiner anwesenden 
Mitglieder erforderlich. Beschlüsse über eine Feststel- 
limg von Verstößen gegen die Programmgrundsätze 
sowie der Erlaß oder die Änderung der Geschäftsord- 
nung bedürfen der Mehrheit der Stimmen seiner 
Mitglieder. Einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen seiner Mitglieder bedürfen 

1. der Erlaß oder die Änderung der Satzung der 
Deutschen Welle, 

2. die Abberufung des Intendanten, 

3. die Abberufung eines Mitglieds des Verwaltimgs- 
rates nach § 34 Abs. 1 Nr. 2, 

4. die Abberufung eines Mitglieds eines Ausschusses 
des Rundfunkrates. 

(3) Für Wahlen gilt Absatz 1 entsprechend. 


(4) Der Rundfunkrat wählt aus seiner Mitte in 
geheimer Wahl mit der Mehrheit der Stimmen seiner 
Mitglieder einen Vorsitzenden imd dessen Stellver- 
treter. 

(5) Der Rundfunkrat wählt den Intendanten mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen seiner 
Mitglieder. Kommt in zwei Wahlgängen eine Mehr- 
heit von zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder 
nicht zustande, entscheidet die Mehrheit der Mitglie- 
der. 

(6) Für sonstige Wahlen güt Absatz 2 Satz 1 entspre- 
chend. 

§ 33 

Ausschüsse 

(1) Der Rundfunkrat bildet aus der Mitte seiner 
Mitglieder je einen Programmausschuß für Hörfunk 
und Fernsehen; daneben kann er weitere Ausschüsse 
einrichten. 

(2) Die Ausschüsse bereiten die Beschlüsse des 
Rundfunkrates im jeweiligen Aufgabenbereich vor. 
Sie erstatten dem Rundfunkrat jährlich einen schrift- 
lichen Bericht über ihre Tätigkeit. 

(3) Näheres regelt die Geschäftsordnung. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Verwaltungsrat 

§ 34 

Zusammensetzung 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus neun Mitglie- 
dern. Ihm gehören an: 

1. je ein vom Deutschen Bimdestag und vom Bundes- 
rat sowie zwei von der Bundesregienmg zu wäh- 
lende oder zu benennende Vertreter, 

2. fünf vom Rundfunkrat zu wählende Vertreter der in 
§ 29 Abs. 3 genannten gesellschaftlichen Gruppen 
und Organisationen. 

(2) Vorschläge für die nach Absatz 1 Nr. 2 zu 
wählenden Mitglieder können aus der Mitte des 
Rundfunkrates oder von den in § 29 Abs. 3 genannten 
gesellschaftlichen Gruppen und Organisationen un- 
terbreitet werden. 

§ 35 

Aufgaben 

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäfts- 
fühnmg des Intendanten außerhalb der Programmge- 
staltung. Hierzu kann er jederzeit vom Intendanten 
einen Bericht verlangen, die Unterlagen der Deut- 
schen Welle einsehen und prüfen, Aiüagen besichti- 
gen und Vorgänge untersuchen. 
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(2) Dem Verwaltungsrat obliegen ferner folgende 
Aufgaben: 

1. Abschluß imd Kündigimg des Dienstvertrages mit 
dem Intendanten, 

2. Bestellung und Abberufung des Beauftragten für 
den Datenschutz, 

3. Vertretung der Deutschen Welle bei Rechtsge- 
schäften mit dem Intendanten sowie bei Rechts- 
streitigkeiten zwischen der Deutschen Welle und 
dem Intendanten, 

4. Feststellung des Haushaltsplans der Deutschen 
WeUe. 

5. Feststellimg des Jahresabschlusses, 

6. Erlaß oder Änderung der Finanz Ordnung, 

7. Erteilung der Entlastimg gegenüber dem Inten- 
danten, 

8. Erlaß oder Änderung der Geschäftsordnung des 
Verwaltimgsrates. 

(3) Der Zustimmimg des Verwaltungsrates bedür- 
fen 

1. Abschluß und Kündigung der Dienstverträge mit 
den Direktoren, 

2. Abschluß von Tarifverträgen, 

3. Erwerb imd Veräußerung von Unternehmen und 
Beteiligimgen an Unternehmen, 

4. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grund- 
stücken, 

5. Beschaffung von Anlagen jeder Art imd Eingehen 
von sonstigen Verpflichtungen, soweit der Gesamt- 
aufwand 300 000 Deutsche Mark im Einzelfall 
überschreitet und es sich nicht um Verträge über 
die Herstellung und Lieferung von Programm teilen 
handelt, 

6. über- und außerplanmäßige Ausgaben, 

7. Erlaß oder Änderung der Satzung, 

8. Beschluß über die Aufgabenplanung. 

Der Betrag nach Satz 1 Nr. 5 kann durch die Satzung 
entsprechend der wirtschaftlichen Entwicklung ange- 
paßt werden. 

(4) Der Intendant ist verpflichtet, den Verwaltungs- 
rat vor dem Abschluß von Verträgen über die Herstel- 
lung und Lieferung von Programmteilen zu unterrich- 
ten, soweit der Gesamtaufwand den in Absatz 3 Satz 1 
Nr. 5 genannten Betrag im Einzelfall überschreitet. 

(5) Der Verwaltungsrat ist vor Abberufung des 
Intendanten durch den Rundfunkrat anzuhören. 


§ 36 

Sitzungen 

(1) Der Verwaltungsrat tritt mindestens alle zwei 
Monate zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. Auf 
Verlangen eines Mitglieds oder des Intendanten muß 


er zu einer außerordentlichen Sitzung zusammentre- 
ten. 

(2) Der Vorsitzende oder ein von ihm beauftragtes 
Mitglied des Rundfunkrates und der Intendant kön- 
nen an den Sitzungen des Verwaltungsrates teilneh- 
men. Sie sind auf Wunsch zu hören. 

(3) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

§ 37 

Beschlüsse und Wahlen 

(1) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, werm 
nach ordnungsgemäßer Ladung die Mehrheit seiner 
Mitglieder anwesend ist. 

(2) Für Beschlüsse des Verwaltungsrates ist grund- 
sätzlich die Mehrheit der Stimmen seiner anwesenden 
Mitglieder erforderlich. Die Feststellung des Haus- 
haltsplans, der Erlaß oder die Änderung der Finanz - 
Ordnung, der Erlaß oder die Änderung der Geschäfts- 
ordnung sowie die Zustimmung zum Erlaß oder zur 
Änderung der Satzung und die Zustimmung zum 
Beschluß über die Aufgabenplanung bedürfen der 
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder. 

(3) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte in 
geheimer Wahl mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 


VIERTER UNTERABSCHNITT 
Intendant 

§ 38 

Wahl und Amtszeit 

(1) Der Intendant wird vom Rundfunkrat für sechs 
Jahre in geheimer Wahl gewählt. Wiederwahl ist 
zulässig. Nach Ablauf seiner Amtszeit nimmt er die 
Geschäfte wahr, bis die Amtszeit eines gewählten 
Nachfolgers beginnt. 

(2) Aufgaben des Intendanten darf nur wahmeh- 
men, wer 

1. seinen ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundesgebiet hat, 

2. unbeschränkt geschäftsfähig ist, 

3. unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden 
kann, 

4. die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
besitzt sowie 

5. Grundrechte nicht verwirkt hat. 

§ 39 

Vertretung des Intendanten 

Wird der Intendant abberufen oder scheidet er aus, 
nimmt sein Vertreter die Geschäfte wahr, bis die 
Amtszeit eines gewählten Nachfolgers beginnt. 
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§ 40 

Aufgaben 

( 1 ) D er Intendant leitet die Deutsche Welle selbstän- 
dig. Er ist für die Programmgestaltung und für den 
gesamten Betrieb der Anstalt allein verantwortlich. 
Der Intendant hat dafür Sorge zu tragen, daß die 
Sendungen den gesetzlichen Bestimmungen entspre- 
chen. Die Rechte der anderen Organe bleiben unbe- 
rührt. 

(2) Der Intendant vertritt die Deutsche Welle 
gerichtlich imd außergerichtlich. 

(3) Der Intendant erläßt eine Geschäftsordnung der 
Deutschen Welle, in der die Zuständigkeiten der 
Direktionsbereiche sowie die Verantwortlichkeiten 
innerhalb der Direktionsbereiche geregelt werden. 

§ 41 

Ausscheiden und Abberufung 

(1) Der Dienstvertrag des Intendanten endet mit 
Ablauf der Amtszeit. 

(2) Der Intendant kann jederzeit vor Ablauf seiner 
Amtszeit vom Rimdfunkrat abberufen werden. Der 
Intendant ist vor der Entscheidimg zu hören. 
Beschließt der Rundfimkrat die Abberufung, kündigt 
der Verwaltungsrat den Dienstvertrag des Intendan- 
ten. 

(3) Bei einer Abberufung nach Absatz 2 werden dem 
Intendanten in entsprechender Anwendung des 
Dienstvertrages die Bezüge für die Dauer seiner 
Amtszeit weiter gewährt. 


DRITTER ABSCHNITT 
Finanzierung der Anstalt 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Finanzwesen 

§ 42 

Finanzierungsgarantie 

Der Deutschen Welle wird die Finanzierung derje- 
nigen Programme ermöglicht, deren Veranstaltimg 
zur Wahrnehmung ihres gesetzlichen Programmauf- 
trags unter Berücksichtigimg der rundfunktechni- 
schen Entwicklung erforderlich ist. 

§ 43 

Einnahmen 

(1) Die Deutsche Welle finanziert sich aus dem 
jährlichen Zuschuß des Bundes und sonstigen Einnah- 
men. 

(2) Der Zuschuß des Bimdes bestimmt sich nach dem 
Haushaltsgesetz des Bundes und dem Haushaltsplan 
der Deutschen Welle. 


(3) Eigene Eirmahmen der Deutschen Welle werden 
auf den Zuschuß des Bundes nicht angerechnet. 

§ 44 

Grundsätze der Haushaltswirtschaft 

(1) Die Deutsche Welle ist in ihrer Haushaltswirt- 
schaft selbständig, soweit dieses Gesetz nichts ande- 
res bestimmt oder zuläßt. 

(2) Die Deutsche Welle gibt sich eine Finanzord- 
mmg, die die Aufstellung imd Ausfühnmg des Haus- 
haltsplans, die Kassen- imd Buchführung sowie die 
Rechnungslegimg der Deutschen Welle näher re- 
gelt. 

(3) Die Deutsche Welle verabschiedet eine Aufga- 
benplanung, aus der sich insbesondere die Pro- 
grammleistungen der Deutschen Welle, vorgesehene 
Änderungen im Programmbereich sowie die Entwick- 
lung der Investitionskosten für einen Zeitraum der 
nächsten drei Jahre ergeben. Bei der Aufgabenpla- 
nimg sind die finanziellen Möglichkeiten nach § 43 
Abs. 1 zu berücksichtigen. Die Deutsche Welle leitet 
die beschlossene Aufgabenplanung imverzüghch 
dem Bundesministerium des Innern und dem Bundes- 
rechnungshof zu. 

§ 45 

Abschluß von Tarifverträgen 

Die Beschäftigten der Deutschen Welle dürfen 
grundsätzlich nicht bessergestellt werden als ver- 
gleichbare Arbeitnehmer des Bimdes. Vor dem 
Abschluß von Tarifverträgen, die in Abweichung von 
Satz 1 die Beschäftigten der Deutschen Welle besser 
als vergleichbare Arbeitnehmer des Bundes stellen 
würden, ist das Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
sterium des Innern herbeizuführen. 

§ 46 

Bedeutung und Wirkung des Haushaltsplans 

(1) Der Haushaltsplan der Deutschen Welle (Haus- 
haltsplan) dient der Feststellung und Deckung des 
Finanzbedarfs, der zur Erfüllung der Aufgaben der 
Deutschen Welle im jeweiligen Haushaltsjahr voraus- 
sichtlich notwendig ist. Der Haushaltsplan ist die 
verbindliche Grundlage für die Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung. 

(2) Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche 
oder Verbindlichkeiten weder begründet noch aufge- 
hoben. 

§ 47 

Aufstellung des Haushaltsplans 

(1) Die Deutsche Welle stellt ihren Haushaltsplan 
nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit auf. 
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(2) Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 

(3) Die Deutsche Welle stellt für jedes Haushaltsjahr 
einen Haushaltsplan auf, der alle zu erwartenden 
Einnahmen sowie voraussichtlich zu leistenden Aus- 
gaben imd alle voraussichtlich benötigten Ermächti- 
gungen zum Eingehen von Verpflichtungen zur Lei- 
stimg von Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren 
(Verpflichtimgsermächtigimgen) enthält. 

(4) Im Haushaltsplan werden die Stellen der 
Beschäftigten der Deutschen Welle nach Vergütungs- 
gruppen und die außertariflichen Vergütungen erläu- 
tert; die Erläuterungen sind verbindlich. 

(5) Die Deutsche Welle teilt die von ihrem Konten- 
plan auf die Haushaltssystematik des Bundes überge- 
leiteten Ansätze dem Bimdesmmisterium des Innern 
mit. 

(6) Der Haushaltsplan ist in Einnahme und Ausgabe 
auszugleichen. 

(7) Die Vorschriften über steuerbegünstigte Zwecke 
— §§51 bis 68 der Abgabenordnung — sind entspre- 
chend anzuwenden. 

(8) Die Deutsche Welle leitet den beschlossenen 
Haushaltsplan unverzüglich dem Bundesministerium 
des Innern und dem Bundesrechnungshof zu. 

§ 48 

Deckungsfähigkeit von Ausgaben 

(1) Ausgaben können im Haushaltsplan der Deut- 
schen Welle nach Maßgabe der folgenden Absätze für 
deckungsfähig erklärt werden. 

(2) Personalausgaben, Sachausgaben, Programm- 
ausgaben, Ausstrahlungskosten und Investitionsaus- 
gaben können jeweils als in sich gegenseitig dek- 
kungsfähig erklärt werden. 

(3) Einsparungen bei Personalausgaben können bis 
zu 10 vom Hundert der gesamten Personalausgaben 
zur Verstärkung anderer Ausgaben verwendet wer- 
den. 

(4) Einspanmgen bei Sachausgaben und Ausstrah- 
lungskosten können zur Verstärkung von Ausgaben 
für Investitionen und von Programmausgaben ver- 
wendet werden. Einsparungen bei Programmausga- 
ben können zur Verstärkung von Ausgaben für Inve- 
stitionen verwendet werden. Einsparungen bei Inve- 
stitionsausgaben können zur Verstärkung von Sach- 
ausgaben verwendet werden, wenn ein verwaltungs- 
mäßiger oder sachlicher Zusammenhang besteht. 


§ 49 

Übertragbarkeit der Ausgaben 

Ausgaben für Investitionen sind ohne Änderung des 
im Haushaltsplan festgelegten Zwecks bis zum Rech- 
nungsjahresabschluß für das auf die Bewilligung 
folgende dritte Rechnungsjahr verfügbar. Handelt es 


sich bei den Investitionen um Baumaßnahmen, gilt die 
Übertragbarkeit bis zum Rechnungsjahresabschluß 
für das Jahr, in dem der Bau in seinen wesentlichen 
Teilen in Benutzung genommen wird. 

§ 50 

Ausführung des Haushalts 

Die Ausfühnmg des Haushalts erfolgt nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit imd Sparsamkeit. 
Die §§ 55, 56 Abs. 1, §§ 58, 59 BHO finden entspre- 
chende Anwendung. 


§51 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben, 
Nachtragshaushalt 

(1) Über- und außerplanmäßige Ausgaben sind nur 
zulässig, wenn sie unvorhergesehen und unabweisbar 
sind imd die Deckung im Haushaltsplan gewährleistet 
ist. 

(2) Über- und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen 
der Einwilligung des Verwaltungsrates. Bei unauf- 
schiebbaren Ausgaben hat der Intendant die Geneh- 
migung des Verwaltungsrates unverzüglich einzuho- 
len. 

(3) Die Deutsche Welle stellt einen Nachtragshaus- 
halt auf, wenn 

1 . sich zeigt, daß der Haushaltsplan trotz Ausnutzimg 
jeder Einsparungsmöglichkeit nicht ausgeglichen 
werden kann, oder 

2. über- oder außerplanmäßige Ausgaben in Höhe 
von mehr als 1 vom Hundert der Gesamtausgaben 
der Deutschen Welle geleistet werden müssen. 

(4) Die Vorschriften der §§46 bis 49 gelten entspre- 
chend. 

§ 52 

Ausgabereste 

(1) Soweit Bundeszuschüsse bis zum Abschluß der 
Bücher nicht für kassenwirksame Ausgaben verwen- 
det werden, sind sie an den Bund zurückzuzahlen. Der 
zurückzuzahlende Betrag wird mit dem Zuschuß des 
Folgejahres verrechnet. 

(2) Übertragene Ausgaben (§ 49) dürfen in 
Anspruch genommen werden, wenn im Haushaltsjahr 
Ausgaben in gleicher Höhe bis zum Ende des laufen- 
den Haushaltsjahres nicht geleistet werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung 
auf Ausgaben für Investitionen im Ausland. Ausgabe- 
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reste sind in diesen Fällen für den jeweiligen Zweck 
der Ausgaben zu verwenden, bei denen die Ausgabe- 
reste entstanden sind. 

§ 53 

Jahresabschluß 

Die Deutsche Welle erstellt für jedes Haushaltsjahr 
einen Jahresabschluß. Der Jahresabschluß besteht 
aus der Haushaltsrechnung und der Vermögensrech- 
nung. Er ist durch einen Geschäftsbericht zu ergän- 
zen. Mit dem Geschäftsbericht werden Jahresab- 
schluß und Vorgänge von besonderer Bedeutung 
erläutert. Die Deutsche Welle leitet den festgestellten 
Jahresabschluß und den Geschäftsbericht unverzüg- 
lich dem Bundesministerium des Innern und dem 
Bundesrechnungshof zu. 

§ 54 

Prüfungen 

(1) Der Bundesrechnungshof prüft die Haushalts- 
und Wirtschaftsfühnmg der Deutschen Welle gemäß 
§ 111 BHO. 

(2) Der Bundesrechnungshof und das Bundesmini- 
sterium des Innern werden von der Deutschen Welle 
über alle für die Wirtschafts- imd Finanzlage bedeu- 
tenden Vorgänge der Deutschen Welle unterrichtet. 
Unterlagen, die der Bundesrechnungshof zur Er- 
füllung seiner Aufgaben für erforderlich hält, sind 
ihm von der Deutschen Welle zur Verfügung zu stel- 
len. 

(3) Der Bundesrechnungshof teilt seine Prüfungser- 
gebnisse dem Intendanten zur Äußenmg innerhalb 
einer von ihm zu bestimmenden Frist mit und unter- 
richtet das Bundesministerium des Innern. 

(4) Über Angelegenheiten von besonderer Bedeu- 
tung kann der Bundesrechnungshof den Deutschen 
Bundestag, den Bundesrat und die Bundesregierung 
jederzeit unterrichten. Berichtet er dem Deutschen 
Bundestag und dem Bundesrat, so unterrichtet er 
gleichzeitig die Bundesregienmg. 

(5) Die Deutsche Welle kann auf eigene Kosten den 
Jahresabschluß durch einen Wirtschaftsprüfer prü- 
fen lassen. Weichen die Ergebnisse des Wirtschafts- 
prüfers von denen des Bundesrechnungshofes ab, 
gelten die Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes. 

§55 

Bekanntmachungen 

Der festgestellte Haushaltsplan und der festge- 
steUte Jahresabschluß der Deutschen Welle werden 
von ihr unverzüglich im Bundesanzeiger veröffent- 
licht. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Vermögen, Beteiligungen, Baumaßnahmen 

§ 56 

Vermögen 

(1) Die aus dem Zuschuß des Bundes nach § 43 
beschafften Gegenstände gehören zum Vermögen 
der Deutschen Welle. Sie sind uneingeschränkt für 
Rundfunkzwecke zu nutzen. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Grundstücke, 
Gebäude und sonstige bauliche Anlagen, soweit diese 
der Deutschen Welle vom Bimd unentgeltlich überlas- 
sen sind. 

(3) Im Falle einer Auflösimg der Deutschen Welle 
fällt ihr gesamtes Vermögen dem Bund mit der Maß- 
gabe zu, daß es von diesem ausschließlich und unmit- 
telbar für gemeinnützige Zwecke zu verwenden ist. 

§ 57 

Beteiligungen 

(1) An einem Unternehmen, das einen gewerbsmä- 
ßigen oder sonstigen wirtschaftlichen Zweck zum 
Gegenstand hat, darf sich die Deutsche Welle nur 
beteiligen, wenn 

1 . dies zu ihrer gesetzlichen Aufgabe gehört, 

2. die Deckung der damit verbundenen Ausgaben 
gewährleistet ist, 

3 . die Einzahlungsverpflichtung der Deutschen Welle 
auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist und 

4. die für die Rechtsform des Unternehmens gelten- 
den gesetzlichen Bestimmungen oder die Satzung 
des Unternehmens einen Aufsichtsrat oder ein 
entsprechendes Organ vorsehen. 

(2) Die Deutsche Welle hat bei Beteiligungen 

1 . sich allein oder gemeinsam mit anderen öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten den notwendigen 
Einfluß auf die Geschäftsfühnmg des Unterneh- 
mens, insbesondere eine angemessene Vertretung 
im Aufsichtsgremium, zu sichern und 

2. die Unternehmen zu verpflichten, ihr die für die 
finanziellen oder programmlichen Fragen wesent- 
lichen Geschäftsvorfälle mitzuteilen. 

(3) Der Bundesrechnungshof prüft bei den Beteili- 
gungen der Deutschen Welle die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung, sofern die Deutsche Welle unmit- 
telbar oder mittelbar über die Mehrheit der Anteile 
verfügt. 

§ 58 

Baumaßnahmen 

( 1 ) Bauunterhaltungsmaßnahmen einschließlich 
der Schönheitsreparaturen sowie zur Deckung des 
rundfunktechnischen Bedarfs erforderliche, nicht in 
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die bauliche Substanz eingreifende Umbaumaßnah- 
men an im Eigentum des Bundes stehenden und der 
Deutschen Welle unentgeltlich überlassenen Gnmd- 
stücken, Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen 
obliegen der Deutschen Welle in eigener Verantwor- 
tung. An den zur Feststellung der notwendigen Bau- 
unterhaltungsarbeiten in der Regel jährlich durchzu- 
führenden Baubegehungen ist jeweils das Bundesver- 
mögensamt zu beteiligen. Über Umbaumaßnahmen 
im Sinne des Satzes 1 sind die Bauverwaltung des 
Bundes sowie das Bundesvermögensamt zu unterrich- 
ten. 

(2) Andere als in Absatz 1 genannte Umbaumaßnah- 
men sowie alle Neu- und Erweiterungsbauten an im 
Eigentum des Bundes stehenden und der Deutschen 
Welle unentgeltlich überlassenen Grundstücken, Ge- 
bäuden und sonstigen baulichen Anlagen werden als 
Bimdesbaumaßnahmen vom Bimd durchgeführt. 

(3) Für die Bauunterhaltungsmaßnahmen sowie die 
Neu-, Um- und Erweitenmgsbauten gelten die Richt- 
linien für die Durchführung von Bauaufgaben des 
Bundes im Zuständigkeitsbereich der Finanzbauver- 
waltung — RBBau — sirmgemäß. 


VIERTER ABSCHNITT 
Aufsicht 

§ 59 

Ausschluß der Fachaufsicht 

Die Deutsche Welle unterliegt keiner staatlichen 
Fachaufsicht. 

§ 60 

Rechtsaufsicht 

(1) Das Bundesministerium des Innern führt die 
Rechtsaufsicht über die Deutsche Welle. 

(2) Das Bundesministerium des Innern ist im Rah- 
men der Rechtsaufsicht berechtigt, ein von ihm im 
Einzelfall bestimmtes Organ der Deutschen Welle 
durch schriftliche Mitteilung auf Maßnahmen oder 
Unterlassungen hinzuweisen, die gegen dieses 
Gesetz verstoßen, und eine angemessene Frist zur 
Behebung zu setzen. 

(3) Wird die Gesetzeswidrigkeit nicht fristgemäß 
behoben, so weist das Bundesministerium des Innern 
die Deutsche Welle an, diejenigen Maßnahmen auf 
Kosten der Deutschen Welle durchzuführen, die es im 
einzelnen festlegt. Gegen Anweisungen nach Satz 1 
kann die Deutsche Welle Klage vor dem Verwaltungs- 
gericht erheben. 

(4) Bevor das Bundesministerium des Innern Maß- 
nahmen nach den Absätzen 2 und 3 trifft, kann es dem 
jeweils zuständigen Organ der Deutschen Welle im 
Einzelfall eine angemessene Frist zur Wahrnehmung 
seiner Pflichten setzen. 


Artikel 2 
Änderung des 

Bundespersonalvertretungsgesetzes 

Das Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) 
vom 15. März 1974 (BGBl. I S. 693), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 69 Abs. 4 Satz 5 wird aufgehoben. 

2. § 90 erhält folgende Fassung: 

,§90 

Für die Rundfunkanstalt des Bundesrechts „Deut- 
sche Welle" gilt dieses Gesetz mit folgenden 
Abweichungen: 

1. Die Einrichtungen der Deutschen Welle im 
Raum Köln/Bonn und die Einrichümgen der 
Deutschen Welle in Berlin büden je eine Dienst- 
stelle im Sinne dieses Gesetzes. Andere Einrich- 
tungen der Deutschen Welle werden vom Inten- 
danten der Deutschen Welle einer Dienststelle 
zugeteilt. § 6 Abs. 3 findet keine Anwendung. 

2. Die Beschäftigten beider Dienststellen wählen 

— neben den örtlichen Personalräten — einen 
Gesamtpersonalrat. Dieser wirkt bei der Ent- 
scheidung nach Nummer 1 Satz 2 mit. Er ist 
zuständig für die Behandlung dienststellen- 
übergreifender Angelegenheiten. 

Die Beschäftigten im Sinne des § 57 wählen 

— neben den örtlichen Jugend- und Auszubil- 
dendenvertretungen — eine Gesamt-Jugend- 
und Auszubildendenvertretung. 

Die für den Gesamtpersonalrat und die 
Gesamt- Jugend- und Auszubildendenvertre- 
tung maßgebenden Bestimmungen finden im 
übrigen entsprechende Anwendung. 

3. Leiter der Dienststellen ist der Intendant. Er gilt 
als oberste Dienstbehörde im Sinne dieses 
Gesetzes; § 69 Abs. 3 Satz 2 findet keine Anwen- 
dung. § 7 ist entsprechend anzuwenden. 

4. Beschäftigte der Deutschen Welle im Sinne 
dieses Gesetzes sind die durch Arbeitsvertrag 
unbefristet oder auf Zeit angestellten Beschäf- 
tigten der Deutschen Welle einschließlich der zu 
ihrer Berufsausbildung Beschäftigten. 

Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind 
nicht: 

a) der Intendant, die Direktoren und der Justi- 
tiar, 

b) Personen in einem arbeitnehmerähnlichen 
Verhältnis, sonstige freie Mitarbeiter und 
Personen, die auf Produktionsdauer beschäf- 
tigt sind. 

Beschäftigte, die in einer Einrichtung der Deut- 
schen Welle im Ausland eingesetzt sind, sowie 
Volontäre sind nicht wählbar. 

5. § 44 Abs. 1 Satz 2 findet mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an die Stelle des Bundesreise- 
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kostengesetzes die Reisekostenordnung der 
Deutschen Welle tritt. 

6. a) Bei Beschäftigten, deren Vergütung sich 
nach der Vergütimgsgruppe I des Vergü- 
tungstarifvertrags der Deutschen Welle be- 
mißt oder deren Vergütung über der höch- 
sten Vergütungsgruppe liegt, wird der Perso- 
nalrat in den Fällen des § 75 Abs. 1 und 3 
Nr. 14 nicht beteiligt. 

b) Bei im Programmbereich Beschäftigten der 
Vergütungsgruppe II des Vergütungstarif- 
ver träges der Deutschen Welle tritt in Fällen 
des § 75 Abs. 1 an die Stelle der Mitbestim- 
mung des Personalrats die Mitwirkung. 

c) Bei Beschäftigten mit überwiegend wissen- 
schaftlicher oder künstlerischer Tätigkeit 
sowie bei Beschäftigten, die maßgeblich an 
der Programmgestaltimg beteiligt sind, be- 
stimmt der Personalrat in den Fällen des § 75 
Abs. 1 nur mit, wenn sie dies beantragen. § 69 
Abs. 4 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.' 


Artikel 3 

Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes 

Das Bundesdatenschutzgesetz vom 20. Dezember 
1990 (BGBl. I S. 2954), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht im Vierten Abschnitt erhält 
folgende Fassung: 

„§ 42 Datenschutzbeauftragter der Deutschen 
Welle". 

2. In § 41 Abs. 2, 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 werden 
jeweils die Worte „Rundfunkanstalten des Bundes- 
rechts" durch die Worte „Deutsche Welle" 
ersetzt. 

3. Die Überschrift des § 42 wird wie folgt gefaßt: 
„Datenschutzbeauftragter der Deutschen Welle". 

4. § 42 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Deutsche Welle bestellt einen Beauftragten 
für den Datenschutz, der an die Stelle des Bundes- 
beauftragten für den Datenschutz tritt. " 

5. In § 42 Abs. 4 Satz 1 und 2 werden die Worte 
„jeweiligen Rundfunkanstalt des Bundesrechts" 
und „jeweiligen Rimdfunkanstalt" durch die Worte 
„Deutschen Welle" ersetzt. 

6. § 42 Abs. 5 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Weitere Regelungen entsprechend den §§23 bis 
26 trifft die Deutsche Welle für ihren Bereich. " 


Artikel 4 

Neubildung der Gremien 

§ 1 

Beendigung der Amtszeit 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten die 
derzeitigen Amtszeiten der Gremien der Deutschen 
WeUe als beendet. 

§2 

Rundfunkrat 

Der Rundfunkrat ist innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes neu zu bilden. Bis 
zum ersten Zusammentritt des neugebildeten Rund- 
funkrates nimmt der bisher bestehende Rundfunkrat 
die Aufgaben nach Artikel 1 dieses Gesetzes mit den 
sich daraus ergebenden Rechten imd Pflichten 
wahr. 

§3 

Verwaltungsrat 

Die in Artikel 1 § 29 Abs. 2 dieses Gesetzes 
genannten staatlichen Organe wählen oder benennen 
gemäß Artikel 1 § 34 Abs. 1 Nr. 1 innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Mit- 
glieder des Verwaltungsrates. Der nach § 2 Satz 1 
neugebildete Rundfunkrat wählt gemäß Artikel 1 § 34 
Abs. 1 Nr. 2 innerhalb von zwei Monaten nach seinem 
ersten Zusammentritt die Mitglieder des Verwal- 
tungsrates. Bis zum ersten Zusammentritt des neuge- 
bildeten Verwaltungsrates nimmt der bisher beste- 
hende Verwaltungsrat die Aufgaben nach Artikel 1 
dieses Gesetzes mit den sich daraus ergebenden 
Rechten und Pflichten wahr. 

Artikel 5 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

Haushalts- und Rechnungswesen 

Artikel 1 §§ 42 bis 55 gelten erstmals für das nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beginnende Haus- 
haltsjahr. 

§ 2 

Personalvertretung 

Bis zur erstmaligen Wahl der örüichen Personalräte 
und des Gesamtpersonalrats nach § 90 des Bundes- 
personalvertretungsgesetzes (BPersVG) bleiben die 
zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehen- 
den Personalvertretungen im Amt. Entsprechendes 
gilt für die zu diesem Zeitpunkt bestehenden Jugend- 
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und Auszubildendenvertretungen. Die gemäß § 90 
Nr. 2 Satz 2 BPersVG erforderliche Mitvrirkung 
obUegt dem zur Zeit des Inkrafttretens dieses Geset- 
zes amtierenden Gesamtpersonalrat. Diesem obliegt 
auch die Bestellung aller Wahlvorstände imd ihrer 
Vorsitzenden für die erstmaligen Wahlen im Siime der 
Sätze 1 imd 2. 

§3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Errich- 
tung von Rundfünkanstalten des Bundesrechts in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 2251-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch das Gesetz über die Neuord- 
nung der Rundfunkanstalten des Bundesrechts und 
des RIAS Berlin vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I 
S, 2246), außer Kraft. 


Bonn, den 26. April 1994 
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Begründung 


1 . 

Einführung 
A. Allgemeines 

Die Deutsche Welle (DW) ist die deutsche öffentlich- 
rechtliche Auslandsrundfunkanstalt. Nach dem Ge- 
setz über die Errichtung von Rundfunkanstalten des 
Bundesrechts vom 29. November 1960 (BGBL I S. 862) 
hat die Deutsche Welle „den Rundfunkteilnehmern 
im Ausland ein umfassendes Bild des politischen, 
kulturellen und v/irtschaftlichen Lebens in Deutsch- 
land (zu) vermitteln und ihnen die deutsche Auffas- 
sung zu wichtigen Fragen dar( zu) stellen und (zu) 
erläutern". 

Aufgrund ihres auslandsgerichteten Programmauftra- 
ges fällt die DW in die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes. Der Bund stützt sich dabei auf seine Zustän- 
digkeit für die Pflege der Beziehungen zu auswärtigen 
Staaten gemäß Artikeln 32, 73 Nr. 1, Artikel 87 GG. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat diese Bundeszu- 
ständigkeit in seinem Urteil vom 17. Oktober 1986 
(BVerwGE 75, 79, 81 f.) bestätigt. 

Neben der DW wurde mit dem Bundesrundfunkge- 
setz 1960 als weitere Rundfunkanstalt des Bundes- 
rechts der Deutschlandfunk (DLF) errichtet, der vor- 
nehmlich die Menschen in der DDR mit Hörfunk 
versorgen sollte. Der Hauptauftrag des DLF ist durch 
die deutsche Einheit obsolet geworden. Zusammen 
mit dem RIAS Berlin wird der DLF auf die Körperschaft 
des öffentlichen Rechts „Deutschlandradio" und 
damit in die Zuständigkeit der Länder übergeleitet. 
Damit bleibt die Deutsche Welle als einzige Rund- 
funkanstalt des Bundes bestehen und erfährt im 
Rundfunkgefüge Deutschlands einen erheblichen 
Bedeutungszuwachs . 

Das Programmangebot und die Sendekapazitäten der 
DW sind in den Jahrzehnten ihres Bestehens erheblich 
erweitert worden. Am 3. Mai 1953 begann die DW mit 
der Ausstrahlung eines regelmäßigen Hörfunkpro- 
gramms, zunächst nur in Deutsch und in kürzeren 
Sendungen in Arabisch und Persisch. Das tägliche 
Sendevolumen betrug ca. 15 Stunden. Der DW stand 
dafür lediglich ein 20-Kilowatt-Sender zur Verfügung. 
Ab August 1962 konnte daraus dank der angebauten 
Sendeanlagen in Jülich ein Weltprogramm mit Sen- 
dungen in Englisch, Französisch, Spanisch, Portugie- 
sisch, Arabisch, Persisch, Türkisch und in fünf osteu- 
ropäischen Sprachen entwickelt werden. Die Zahl der 
täghchen Programmstunden stieg auf ca. 45. Heute 
bietet die DW ein Hörfunkprogramm in 35 Sprachen 
mit einem Sendevolumen von rund 90 Stunden am 
Tag. Neben zahlreichen Sende- und Relaisstationen 
in aller Welt strahlt die DW seit Juli 1990 ihre 
Hörfunk- Programme für Europa auch über Satellit 
aus. Durch Eingliederung des Betriebsteils RIAS -TV 


in die DW ist es der D W seit April 1992 zudem möglich, 
ein Fernsehprogramm zu veranstalten, das über Satel- 
lit weltweit verbreitet wird. 

Insgesamt hat sich die Situation der DW seit ihrer 
Entstehung so erheblich geändert, daß das beste- 
hende Bundesrundfunkgesetz von 1960 als gesetzli- 
che Grundlage nicht mehr ausreicht. Dies gilt insbe- 
sondere im Hinblick darauf, daß Regelungen über die 
Finanzierung der Deutschen Welle in diesem Gesetz 
fehlen. Aus dieser „Regelungslücke" ergeben sich 
seit Jahren erhebliche Unsicherheiten und Streit- 
punkte in der Frage, wie und in welchem Umfang der 
Bund zur angemessenen Finanzausstattung der DW 
beizutragen hat und welchen Einfluß er auf den 
zweckentsprechenden Einsatz der Mittel haben 
sollte. 

Das Deutsche- Welle-Gesetz als Kernstück des Geset- 
zes über den deutschen Auslandsrundfunk legt 
zugrunde, daß die DW sich auf die Rundfunkfreiheit 
gemäß Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 GG berufen kaim. 

Mit dem neuen Gesetz über den deutschen Auslands- 
rundfunk wird die Rechtsgrundlage für die Deutsche 
Welle an den in den Ländern bereits erreichten 
Standard angeglichen. Der Gesetzgeber stellt damit 
die Weichen dafür, daß die Deutsche Welle im Ver- 
hältnis zu den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal- 
ten der Länder eine gleichberechtigte und gleichge- 
wichtige Stellung einrümmt. 


B. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau 

Durch das Gesetz über den deutschen Auslandsrund- 
funk sind Auswirkungen auf die Einzelpreise und auf 
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher- 
preisniveau, nicht zu erwarten, weil die künftige 
Belastung des Bundeshaushalts im Verhältnis zu des- 
sen Gesamtvolumen allenfalls geringfügig steigt und 
daher von ihr keine spürbaren Wirkungen auf die 
Gesamtnachfrage ausgehen. 

Zwar wird mit dem Gesetz eine Finanzierungsgaran- 
tie für die DW begründet, doch wird die Anstalt damit 
faktisch nicht finanziell bessergestellt. Auch bisher ist 
die DW ganz überwiegend aus dem Bundeshaushalt 
finanziert worden, obwohl die in der Praxis als „Kas- 
senhilfe" bezeichnete Leistung der Konzeption einer 
Fehlbedarfsfinanzierung entspricht. 

Durch die Einführung der „Finanzierungsgarantie" 
wird die faktische finanzielle Verantwortung des 
Bundes für die DW im Vergleich zur gegenwärtigen 
Situation nicht erweitert. Dies ergibt sich daraus, daß 
das Gesetz die Aufgabenstellung der DW nicht aus- 
weitet. Durch die neu geschaffenen gesetzlichen Pro- 
duktionsmöglichkeiten (insbes. Programmabgabe an 
Dritte, Beteiligung an Unternehmen und das Spon- 
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sem) werden im Gegenteil Einsparungseffekte und 
anderweitige Einnahmequellen eröffnet. 


C. Zu den einzelnen Artikeln 

Das Gesetz über den deutschen Auslandsrundfunk ist 
als Artikelgesetz konzipiert. 

Artikel 1 ist das Gesetz über die Rundfimkanstalt des 
Bimdesrechts „Deutsche Welle" (Deuts che- Welle- 
Gesetz) imd regelt die Grundlagen, Struktur und 
Finanzierung der DW sowie die staatliche Aufsicht 
über sie. 

Artikel 2 enthält die Änderung des Bundespersonal- 
vertretungsgesetzes durch einen neuen § 90 

BPersVG. 

Mit Artikel 3 wird das Bimdesdatenschutzgesetz 
angepaßt. 

Artikel 4 regelt die NeubÜdung des Rimdfunk- imd 
Verwaltungsrates der DW. 

Artikel 5 enthält die Überleitungs- und Schlußvor- 
schriften. 


II. 

Begründung zu Artikel 1 
A. Allgemeines 

Artikel 1 ist das Kernstück des Gesetzes über den 
deutschen Auslandsrundfunk. 


1, Zielsetzung 

Zweck des Gesetzes ist es, die in Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 
GG verankerte Freiheit von staatlicher Beeinflussung 
auch für die DW durch eine entsprechende normative 
Ausgestaltimg festzuschreiben. 

Mit dem Deutsche-Welle-Gesetz wird die Rechts- 
grundlage der Bundesrundfunkanstalt an den für die 
öffentlich-rechtlichen Rimdfunkanstalten der Länder 
bereits bestehenden Standard angeglichen. 


2. Gesetzliche Regelung der Finanzierung 

Das Bundesnmdfunkgesetz von 1960 hat auf eine 
Regelimg der Finanzierung der Deutschen Welle 
verzichtet. Das Deutsche-Welle-Gesetz regelt demge- 
genüber die Finanzierung der Anstalt umfassend. 
Zweck der Regelungen ist ein Interessenausgleich 
zwischen der durch Artikel 5 Abs. 1 GG geschützten 
Programmautonomie der DW einerseits und den sich 
aus dem Budgetrecht des Parlaments ergebenden 
Anforderungen andererseits. 

Ausgangspunkt für die Autonomie der DW ist die 
erstmalig gesetzlich fixierte Finanzierungsgarantie, 
durch die die DW eine der rechtlichen Regelung 
der öffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstalten 


ebenbürtige „Existenzgrundlage" sowie den damit 
verbundenen Status erhält. 

Die imabhängige Stellung der DW kommt weiter 
darin zum Ausdruck, daß die DW selbständig ihren 
Haushaltsplan aufstellt. Bei der Deckungsfähigkeit 
imd Übertragbarkeit von Ausgaben sowie bei der 
Möglichkeit der Büdung von Ausgaberesten sind 
besondere Regelungen gefunden worden, die eine 
gewisse unternehmerische Flexibilität für die DW 
eröffnen und Anreize zum sparsamen Wirtschaften 
bieten. 

Die Souveränität des Haushalts ge setzgebers bleibt 
gleichwohl unangetastet. Das Parlament entscheidet 
im Rahmen des Haushaltsgesetzes über die Höhe des 
Zuschusses. 

Die Finanzkontrolle unterliegt in vollem Umfang dem 
Bundesrechnungshof. 


3. Anpassung der Produktionsmöglichkeiten an den 
Standard der Landesrundfunkanstalten 

Durch die Vorschriften des Artikels 1 §§ 7 bis 13, 59 
erhält der Handlungsspielraum der Deutschen Welle 
die auch bei den öffentlich-rechtlichen Landesnmd- 
funkanstalten gegebene gesetzliche Grundlage. Her- 
vorzuheben sind die Programmabgabe an Dritte, 
Beteiligung an Unternehmen und das Sponsern. 
Dabei wird die Werbefreiheit der Sendungen der 
Deutschen Welle nicht angetastet. 


4. Größe und Besetzung des Rundfunksrates / Wahl 
des Intendanten 

Die Zahl der Mitglieder des Rundfunkrates erhöht sich 
von derzeit 17 auf 30 Mitglieder, wodurch der gestie- 
genen Bedeutung der Deutschen Welle als einzigem 
deutschen Auslandsnmdfunksender Rechnung getra- 
gen wird (§ 29). Der Anteil der Vertreter aus Parla- 
ment, Bundesrat und Bundesregierung beträgt ca. 
47%. 

Bei der Entsendung der Vertreter durch die Institutio- 
nen aus Kultur, Kunst und Wissenschaft verzichtet das 
Deutsche-Welle-Gesetz auf die bisher vorgesehene 
Einschaltung des Bundespräsidenten. Die nach dem 
Bundesnmdfunkgesetz von 1960 vorgesehene Ernen- 
nung des Intendanten durch den Bundespräsidenten 
entfällt ebenfalls im Deutsche-Welle-Gesetz. 


B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

Absatz 1 entspricht der bisherigen Rechtslage (§ 1 
Bundesnmdfunkgesetz — BRfG) und schreibt die 
Rechtsform der Deutschen Welle als Rundfunkanstalt 
des Bundesrechts fest. 

Absatz 2 gibt ebenfalls im wesentlichen die bisherige 
Rechtslage wieder (§ 1 Abs. 2 BRfG) und regelt 
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ergänzend, daß sich das Recht der Selbstverwaltung 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes richtet. 

Absatz 3 enthält ein autonomes Satzungsrecht der 
Anstalt und entspricht der bisher geltenden Rechts- 
lage (§ 17 Abs. 1 BRfG). 


Zu §2 

Absatz 1 legt fest, daß der Sitz der Deutschen Welle 
von der Bundesregierung bestimmt wird. Diese Rege- 
lung läßt offen, ob ein Doppelsitz oder nur ein Sitz 
begründet vdrd. Er ermöglicht eine flexible Handha- 
bung der Standortwahl. Mit dieser Regelung karm 
zum einen dem Umstand Rechnimg getragen werden, 
daß die Sendungen der Auslandsrundfunkanstalt des 
Bundes zumindest teilweise in der Hauptstadt produ- 
ziert werden. Bereits jetzt befindet sich durch die 
Integration von RIAS-TV in die DW ein wesentlicher 
Produktionsteil in Berlin. Dort wird auf dem bisheri- 
gen Bestand von RIAS-TV der künftige Femsehbe- 
reich der DW aufgebaut. Zum anderen wird eine 
sozialverträgliche Lösung durch die Beibehaltung des 
bisherigen Standortes der DW ermöglicht, die im 
wesentlichen den Umzug der Mitarbeiter nach Berlin 
vermeidet. 

Absatz 2 räumt der DW die Befugnis ein, sowohl In- als 
auch Auslandsstudios einzurichten. Dabei kann die 
DW je nach den programmlichen Erfordernissen in 
einer Satzung festlegen, wo und in welchem Umfang 
die Errichtung von Studios geboten ist. Zur Einspa- 
rung von Kosten kann die D W in Zusammenarbeit mit 
den Landesrundfunkanstalten, also auch dem Zwei- 
ten Deutschen Fernsehen (ZDF), gemeinsame Studios 
betreiben. Die DW ist bereits Mitglied der ARD. 


Zu §3 

Absatz 1 weist der DW die Aufgabe zu, Rimdfunk für 
das Ausland zu veranstalten. Die Sendungen richten 
sich in erster Linie an die ausländische Bevölke- 
rung. 

Entsprechend der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts bildet Rundfunk den Oberbegriff 
sowohl für Hörfunk als auch für Fernsehen. Der Begriff 
Ausland beinhaltet sowohl das europäische als auch 
das außereuropäische Auslaind. 

Absatz 1 enthält außerdem das für die Programme der 
DW geltende Gebot der Werbefreiheit. 

Absatz 2 konkretisiert, wie die in Absatz 1 definierte 
Aufgabe zu erfüllen ist. 

Die Programme werden sowohl in deutscher Sprache 
als auch in den Fremdsprachen verbreitet, die zur 
flächendeckenden Versorgimg der Rundfunkstatio- 
nen erforderlich sind. 

Für das europäische Ausland wird ein Programm 
ausgestrahlt, das in besonderer Weise auf die Informa- 
tionsbedürfnisse der europäischen Staaten abzustel- 
len ist. Dieses 24stündige Programm unterscheidet 
sich deshalb sowohl dem Inhalt als auch dem Umfang 
nach von dem für die außereuropäischen Staaten 


vorgesehenen Programm. Das Europaprogramm soll 
insbesondere die durch das Zusammenwachsen Euro- 
pas sowie durch die Vereinigung Deutschlands ent- 
standenen Entwicklungsprozesse journalistisch be- 
gleiten. Die Programme werden sowohl in deutscher 
Sprache als auch in europäischen Fremdsprachen 
verbreitet, wobei der Ausbau des fremdsprachigen 
Programms schrittweise erfolgen kann. Das Europa- 
programm stellt künftig einen wesentlichen Schwer- 
punkt des Programms der DW dar. 


Zu §4 

Absatz 1 umschreibt den Programmauftrag der DW. 
Dieser entspricht der bisherigen Rechtslage (§ 1 BRfG) 
insoweit, als er in der Vermittlung eines umfassenden 
Bildes des politischen, kulturellen und wirtschaftli- 
chen Lebens in Deutschland sowie der Darstellung 
und Erläuterung der deutschen Auffassung zu wichti- 
gen Fragen besteht. 

Bei der Berichterstattung steht im Vordergrund, daß 
im Ausland ein objektives Bild der gesellschaftlichen 
Situation in der Bimdesrepublik Deutschland geboten 
wird. Die DW trägt durch ihre Berichterstattung 
wesentlich zum Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland im Ausland bei. 

Die darzustellende und zu erläuternde deutsche Auf- 
fassung umfaßt auch die Auffassung der deutschen 
Verfassungsorgane, insbesondere die der Bundesre- 
gierung. 

Eine Erweiterrmg erfährt der Programmauftrag der 
DW durch das Gebot, einen objektiven Überblick über 
das Weltgeschehen zu geben. Diese Erweiterung ist 
zum einen deshalb erforderlich, weil die Situation und 
die spezifischen Probleme Deutschlands ohne den 
Zusammenhang mit dem aktuellen Weltgeschehen 
gar nicht umfassend zu verstehen sind. Die Erweite- 
nmg des Programmauftrags ist aber auch deshalb 
geboten, weil die Erwartungen der Rundfunkteilneh- 
mer sich im Laufe der Jahre weiter entwickelt haben. 
Das Interesse an Neuigkeiten aus dem Ausland sowie 
der Informationsbedarf insgesamt sind gestiegen. Auf 
den erweiterten Erwartungshorizont der Rundfunk- 
teilnehmer hat auch die DW sich im Laufe der Jahre 
eingesteUt, und tatsächlich beschränkt die Berichter- 
stattung sich schon längst nicht mehr auf das Leben in 
Deutschland. Dem sollte der gesetzlich fixierte Pro- 
grammauftrag entsprechen. 

Absatz 2 konkretisiert den Programmauftrag durch 
beispielhafte Aufzählimg von wichtigen Themenbe- 
reichen, denen imter staats- und gesellschaftspoliti- 
schen Gesichtspunkten besondere Bedeutung zuge- 
messen werden soll. Die Sendungen sollen vor allem 
dem friedlichen Zusammenleben der Völker unterein- 
ander dienen und zur internationalen Verständigung 
beitragen. Insbesondere bilden der europäische Eini- 
gungsprozeß und das Zusammenwachsen der euro- 
päischen Staaten ein elementares Themengebiet für 
die DW. 
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Zu §5 

Absatz 1 bindet die DW an das geltende Recht und 
betont insbesondere den Schutz der Menschenwürde. 
Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, daß die 
DW als Rundfunkanstalt und somit Massenkommuni- 
kationsmittel zu der öffentlichen Meinungsbildung in 
erheblichem Maße beiträgt. Der Rundfunk ist 
Medium und Faktor des durch Artikel 5 Abs. 1 GG 
verfassungsrechtlich geschützten Prozesses der freien 
Meinungsbildung. Aus dieser Bedeutung des Rund- 
funks erwächst auch für die DW eine besondere 
Verantwortung, die die vollständige Beachtung der 
verfassungsmäßigen Ordnung unabdingbar macht. 

In Satz 3 werden der Schutz der Jugend und die 
Einhaltung des Rechts der persönlichen Ehre beson- 
ders hervorgehoben. 

Absatz 2 umschreibt den Grundsatz der Objektivität, 
der bei allen Sendungen der DW einzuhalten ist und 
der eine einseitige Unterstützung einer gesellschaftli- 
chen Gruppe verbietet. 

Absatz 3 konkretisiert die Programmgrundsätze unter 
dem Gesichtspunkt der joumälistischen Sorgfalts- 
pflicht. Die spezifische Aufgabenstellung als Aus- 
landsrundfunkanstalt bedingt eine besondere Verant- 
wortung im Hinblick auf das Verhältnis Deutschlands 
zu auswärtigen Staaten. 

Der Bestand der DW gründet sich auf der Zuständig- 
keit des Bundes für die Pflege der Beziehungen zu 
auswärtigen Staaten (Artikel 32 GG). Im Hinblick 
darauf ist die DW aufgefordert, in ihrer Berichterstat- 
tung gegenüber dieser Verantwortung des Bundes die 
gebotene Sensibilität aufzubringen. 

In Satz 2 wird der DW auferlegt, Kommentare und 
Nachrichten deutlich zu trennen und kenntlich zu 
machen. 


Zu §6 

Diese Bestimmung regelt den medienspezifischen 
Jugendschutz. Sie entspricht im wesentlichen § 3 des 
Rundfünkstaats Vertrages. Einen weiter gehenden 
Schutz erfahren Kinder unter zwölf Jahren. Filme, die 
für sie nach dem Gesetz zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit nicht freigegeben sind, dürfen nur 
zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr verbreitet werden. 
Zudem wird die Sendezeit für indizierte Beiträge auf 
die Zeit zwischen 1.00 Uhr und 6.00 Uhr reduziert. 
Ausnahmen von dieser Festlegung werden nicht 
zugelassen. 

Eine Besonderheit des Auslandsrundfunks ergibt sich 
außerdem aus der Zeitverschiebung im Verhältnis zu 
ferneren Ländern. Absatz 5 soll dieser Besonderheit 
Rechnung tragen. 


Zu §7 

Diese Vorschrift erweitert den Handlungsspielraum 
der DW und orientiert sich dabei an den für die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Länder 
geltenden Bestimmungen. 

Absatz 1 Satz 1 normiert den Grundsatz, wonach die 
DW in erster Linie ihr Programm durch Eigenproduk- 
tionen gestaltet. Satz 2 eröffnet daneben aber auch die 
Möglichkeit, Sendungen von Dritten hers teilen zu 
lassen oder zu erwerben oder gemeinsam mit Dritten 
zu produzieren. 

Die Absätze 2 und 3 dienen der Einhaltung europa- 
rechtlicher Vorgaben. Die Regelungen entsprechen 
zudem § 5 des Rundfunkstaats Vertrages. 

Absatz 4 enthält das generelle Gebot, daß die Pro- 
grammfreiheit der DW unangetastet bleiben muß. 
Eine Einflußnahme auf die Gestaltung und den Inhalt 
des Programms ist unzulässig. Dies gilt sowohl für die 
Eigen- wie für die Fremdproduktionen. Der Begriff 
„durch Dritte" umfaßt alle natürlichen und juristi- 
schen Personen sowie etwaige staatliche Stellen. 


Zu §8 

Diese Bestimmung enthält Vorgaben für die Zusam- 
menarbeit der DW mit anderen Rundfunkanstalten 
und Rundfunkveranstaltem. 

Absatz 1 Satz 1 enthält eine Aufforderung an die DW, 
zur Herstellung ihrer Sendungen eng mit den öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Länder zu- 
sammenzuarbeiten. Dazu zählen auch das Zweite 
Deutsche Fernsehen (ZDF) und das Deutschlandradio. 
Gemäß Satz 2 können zur Vermeidung unnötiger 
Produktionskosten Sendungen der öffentlich-rechtli- 
chen Rundfunkanstalten der Länder von der DW 
übernommen werden, soweit dies zur Erfüllung des 
Programmauftrages der DW beiträgt. Das Gesetz 
eröffnet zudem die Möglichkeit, daß die DW ihrerseits 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der 
Länder Sendungen für eine Programmübemahme 
überläßt. 

Absatz 2 regelt die Zusammenarbeit der DW mit den 
privaten Rundfunkveranstaltem. Diese Vorschrift 
räumt zudem der DW das Recht ein, sich zum Zwecke 
der Herstellung und wirtschaftlichen Verwertung von 
Rundfunkproduktionen an anderen Unternehmen zu 
beteiligen. Dabei steht das Beteiligungsrecht unter 
den einschränkenden Bedingungen des § 58. Diese 
Form der Zusammenarbeit soll allerdings nachrangig 
gegenüber der Herstellung von Eigenproduktionen 
und der Zusammenarbeit mit den öffentlich-rechtli- 
chen Rundfunkanstalten der Länder sein. Auch darf 
die Zusammenarbeit mit den privaten Rundfunkver- 
anstaltem nicht überwiegend der wirtschaftlichen 
Verwertung dienen. Maßgebliches Kriterium ist viel- 
mehr die Erfüllung des Programmauftrages. 

Absatz 3 enthält eine generelle Einschränkung für die 
Zusammenarbeit mit Dritten. Diese Zusammenarbeit 
findet dort ihre Grenze, wo die Programmfreiheit der 
DW berührt ist. Diese Vorschrift korrespondiert mit 
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der Regelung des § 7 Abs. 4 und soll die programmli- 
che Unabhängigkeit der DW sicherstellen. Sie betont 
außerdem die uneingeschränkte Geltung des Gebots 
der Werbefreiheit. 


Zu §9 

Diese Vorschrift gibt der DW das Recht, Sendungen 
durch einen Dritten fördern zu lassen. Die Legaldefi- 
nition dieser als Sponsern bezeichneten finanziellen 
Fördenmg ist in Absatz 1 enthalten. 

Sponsern ist nur zulässig, soweit die Programmfreiheit 
der DW nicht angetastet imd die Erfüllung ihres 
Programmauftrages nicht gefährdet wird. 

Die Vorschrift setzt die Anforderungen des europäi- 
schen Rechts um und entspricht § 7 des Rundfunk- 
staatsvertrages. 

Sie wird durch Absatz 7 erweitert, wonach der Rund- 
fimkrat zur Durchführung des Sponsems Richtlinien 
erläßt. Die Einschaltung dieser „Kontrolhnstanz" soll 
zusätzhch sicherstellen, daß das wirtschaftliche Inter- 
esse des Sponsors nicht in den Vordergrund gerät. 


Zu § 10 

Die DW ist als Auslandsrundfunkanstalt auf intensi- 
ven Kontakt mit ausländischen Rundfunkanstalten 
und anderen Rundfunkveranstaltem angewiesen. Die 
Programmabgabe an Dritte im Ausland führt zudem 
zu einer besseren Verbreitung der Sendungen der DW 
und damit einer effektiveren ErfüUimg ihres Pro- 
grammauftrages. Voraussetzung der Programmab- 
gabe ist, daß die DW den kommerziellen Vertrieb der 
abgegebenen Sendungen durch Dritte ausschließen 
kann. 

Satz 2 stellt klar, daß ein Anspruch auf Überlassung 
von Sendungen der DW nicht besteht. 


Zu § 11 

Diese Vorschrift regelt den Transkriptionsdienst der 
DW, der der Verbreitung der Sendimgen der DW 
in aller Welt dient. In § 11 geht es um von der DW 
selbst produzierte Sendungen. Die Kompetenzen der 
TransTel GmbH bleiben imberührt. 

Absatz 1 enthält die Legaldefinition der Transkription. 
Sie eröffnet auch solchen ausländischen Rundfunk- 
veranstaltem die Möghchkeit, Sendungen über 
Deutschland auszustrahlen, die diese Sendungen 
nicht selbst produzieren können. 

Absatz 2 enthält Bestimmungen, durch die ein Miß- 
brauch der Transkription vermieden werden soll. 
Danach ist die Weitergabe durch ausländische Rimd- 
funkveranstalter an Dritte sowie der kommerzielle 
Vertrieb der Sendungen durch Dritte nicht gestat- 
tet. 


Zu § 12 

Diese Vorschrift enthält die Befugnis der DW, Dmck- 
werke zu veröff entheben. Durch das 6. Rundfunkurteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 5. Febmar 1991 
(BVerfGE 83, 238) ist es den Rundfunkanstalten 
erlaubt, Dmckwerke zu veröffenthehen, wenn da- 
durch die Erfüllung der Aufgaben sichergestellt wird. 
Von der Rundfimkfreiheit wird die Veröffenthehung 
von Druckwerken gedeckt, wenn sie dem Aufgaben- 
kreis der Rimdfimkanstalt als unterstützende Randbe- 
tätigimg zu geordnet werden kann. Der Abgrenzung 
zu wirtschafthehen Zielsetzimgen wird dadurch Rech- 
nung getragen, daß die Veröffenthehung von Dmck- 
werken zur Erfüllung der Aufgaben der DW erforder- 
hch sein muß. 


Zu § 13 

Mit Absatz 1 gibt der Gesetzgeber der DW die aus der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgericht fol- 
gende Entwicklungsgarantie. Danach kann die DW 
grundsätzheh die gleichen technischen Möglichkei- 
ten für sich beanspmehen, die auch den öffentlich- 
rechthehen Rimdfimkanstalten der Länder zur Verfü- 
gung stehen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist. 

In den Absätzen 2 und 3 wird diese Entwicklungsga- 
rantie konkretisiert. 

Absatz 2 räumt der DW die Möghchkeit ein, im 
Ausland je nach Erforderlichkeit neue Rundfunksen- 
der zu errichten oder anzumieten und zu betreiben. 

Absatz 3 eröffnet der DW insbesondere die Möghch- 
keit, ihre Programme über SateUit auszustrahlen 
sowie im Ausland terrestrisch zu verbreiten und in 
ausländische Kabelnetze einzuspeisen. Indem die 
Ausstrahlung über Satellit nicht auf das Ausland 
beschränkt ist, ergibt sich — als technischer Reflex — 
eine Hörbarkeit im Inland. Diese ist verfassungsrecht- 
lich improblematisch, da das hier erreichbare Publi- 
kum den eigenthehen Adressatenkreis im Ausland 
zahlenmäßig nicht überwiegt. Zudem ändert die bloße 
Möghchkeit des Empfangs im Bundesgebiet nichts an 
der Finahtät der Sendungen der DW, die für Rund- 
funkteilnehmer im Ausland produziert werden. 


Zu § 14 

Die Vorschrift über das Verlautbarungsrecht der Bun- 
desregierung entspricht im wesenthehen der bisheri- 
gen Rechtslage (§ 26 BRfG). 


Zu § 15 

Entfallen ist der in § 27 Abs. 1 BRfG enthaltene 
Anspruch der Parteien auf Sendezeit während ihrer 
Beteiligung an Wahlen zum Deutschen Bundestag. 
Die Sendungen der DW richten sich in erster Linie an 
die ausländische Bevölkerung, für die es eher lästig, 
ggf. sogar mißverständheh sein kann, sich die für 
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deutsche Wähler produzierten Wahl Werbespots anzu- 
sehen. 

Die Regelung über die Sendezeit für Kirchen und 
Religionsgemeinschaften entspricht im wesentlichen 
der bisherigen Rechtslage (§ 27 Abs. 3 BRfG). 


Zu § 16 

Diese Vorschrift regelt das rundfunkspezifische 
G egendar st ellungsre cht . 

Absatz 1 legt der DW die Verpflichtung auf, die 
Gegendarstellung eines durch eine Tatsachenbe- 
hauptung in einer Sendung der DW Betroffenen zu 
verbreiten. 

Absatz 2 beschreibt zwei Ausnahmefälle, in denen der 
grundsätzlich nach Absatz 1 bestehende Gegendar- 
stellungsanspruch nicht geltend gemacht werden 
kann. Dies sind das Fehlen eines berechtigten Inter- 
esses an der Verbreitung und die Unangemessenheit 
des Umfangs der verlangten Gegendarstellung. 

Absatz 3 bestimmt das Verfahren, das der Betroffene 
bei Geltendmachung seines Anspruchs einzuhalten 
hat. 

Absatz 4 normiert die Art und Weise, wie die DW die 
Gegendarstellung zu verbreiten hat. 

Absatz 5 schreibt fest, daß die Gegendarstellung 
unentgeltlich verbreitet wird. 

Absatz 6 trifft Regelungen für den Fall, daß zwischen 
der DW und den Betroffenen keine Einigung darüber 
erzielt werden kann, ob und in welcher Form die 
Gegendarstellung verbreitet werden muß. Diese 
Regelung gilt auch für den Fall, daß die Anstalt im 
Hinblick auf das Gegendarstellungsbegehren untätig 
bleibt. 

Absatz 7 enthält zum einen eine Auswirkung der 
Indemnität der Abgeordneten und stellt zum anderen 
klar, daß das Recht auf Gegendarstellung nicht 
besteht, wenn die DW ihre Sendezeit Dritten zur 
Verfügung gestellt hat. Er normiert außerdem, daß die 
Gegendarstellung zu einer Gegendarstellung nicht 
verlangt werden karm. 


Zu § 17 

Absatz 1 gibt jedermaim das Recht, sich mit Anregun- 
gen zum Programm und Eingaben an die DW zu 
wenden. 

Die Absätze 2 bis 4 regeln die spezielle Form der 
Programmbeschwerde. Absatz 2 Satz 1 enthält eine 
Legaldefinition. Die Programmbeschwerde ist eine 
klassische Popularbeschwerde. Sie kann von jeder- 
mann eingelegt werden, ohne daß es einer individu- 
ellen Beschwerde bedarf. 

Eine Frist für die Erhebimg der Programmbeschwerde 
existiert nicht. Absatz 2 Satz 1 enthält lediglich eine 
Sollvorschrift, wonach die Programmbeschwerde un- 
verzüglich nach Ausstrahlung der Sendung erhoben 
werden soll. Im Hinblick auf die Aufbewahrungsfrist 


für Ton- und Bildaufzeichnungen in § 19 Abs. 2 wird 
die Beantwortung einer Beschwerde, die später als 
drei Monate nach der Ausstrahlung der beanstande- 
ten Sendung erhoben wird, unter praktischen 
Gesichtspunkten erschwert. 

Grundsätzlich ist die Programmbeschwerde nach 
Absatz 2 Satz 2 durch den Intendanten innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Beschwerde schriftlich zu 
bescheiden. Dies bedeutet, daß der Intendant zumin- 
dest einen Zwischenbescheid über den Eingang der 
Programmbeschwerde dem Beschwerdeführer zusen- 
den muß. Die inhaltliche Beantwortung ist sodann 
unverzüglich nachzuholen. 

Absatz 3 trägt der Bedeutung und Überwachungs- 
kompetenz des Rundfunkrates für die Einhaltung der 
Programmgrundsätze der DW Rechnung. Dem Rund- 
funkrat wird jede Programmbeschwerde sowie der 
entsprechende Bescheid vorgelegt, unabhängig da- 
von, ob der Intendant der Programmbeschwerde 
abhüft oder nicht. Hilft der Intendant der Programm- 
beschwerde nicht ab, so entscheidet der Rundfunkrat. 
Der Beschwerdeführer muß auf die Möglichkeit, sich 
an den Rundfunkrat zu wenden, ausdrücklich hinge- 
wiesen werden. 

Nach Absatz 4 kann der Rundfimkrat im Wege der 
Satzung weitere Einzelheiten über das Verfahren zur 
Behandlung von Programmbeschwerden regeln; da- 
bei ist die Möglichkeit hervorzuheben, daß bei Bedarf 
ein Beschwerdeausschuß gebildet werden kann. 


Zu § 18 

Absatz 1 gibt jedermann das sogenannte Anrufungs- 
recht. Danach kann sich an den Beauftragten für den 
Datenschutz der DW wenden, wer sich in seinem 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung verletzt 
sieht. Diese Vorschrift ist Ausfluß des § 42 Abs. 3 des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) vom 20. Dezem- 
ber 1990 (BGBl. I S. 2953 ff.). 

Absatz 2 betrifft den Fall, daß mit einer Anrufung 
gleichzeitig eine Programmbeschwerde nach § 17 
erhoben wird. 

Absatz 2 setzt voraus, daß der Programmbeschwerde 
und der Anrufung derselbe Sachverhalt zugrunde 
liegt. Anderenfalls sind vom Intendanten und vom 
Beauftragten für den Datenschutz voneinander 
getrennte Bescheide zu erlassen. Im Falle des Absat- 
zes 2 gibt derselbe Sachverhalt dem Petenten Anlaß, 
gleichzeitig die Verletzung seiner Rechte durch Ver- 
arbeitung oder Nutzung seiner personenbezogenen 
Daten und die Verletzung von Programmgrundsätzen 
zu rügen. Der Beauftragte für den Datenschutz unter- 
richtet dann unverzüglich den Intendanten und gibt 
hinsichtlich der Anrufung eine Stellungnahme ab. 
Schließt sich der Intendant dieser Stellimgnahme an, 
so gilt § 17 Abs. 2 imd 3, d. h. der Intendant bescheidet 
den Petenten unter Beteiligung des Rundfunkrates. 
Will jedoch der Intendant von der Stellungnahme des 
Beauftragten für den Datenschutz abweichen, so legt 
er die Eingabe sofort dem Verwaltungsrat zur Ent- 
scheidung vor. An dessen Entscheidrmg ist der Inten- 
dant gebunden. 
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Absatz 3 regelt den — im Verhältnis zu Absatz 2 
umgekehrten — Fall, in dem mit einer Programmbe- 
schwerde nach § 17 eine Anrufung nach § 18 Abs. 1 
erfolgt. In diesem Fall leitet der Intendant die Eingabe 
an den Beauftragten für den Datenschutz weiter und 
bittet um dessen Stellungnahme. Das weitere Verfah- 
ren bestimmt sich wiederum nach Absatz 2. 


Zu § 19 

Absatz 1 sieht eine Aufbewahrungspflicht der DW für 
die Aufzeichnungen aller Rundfunksendungen vor, 
um die Beweisfühnmg insbesondere bei der Durch- 
setzung des Gegendarstellungs-, Programmbe- 
schwerde- imd Anrufungsrechts zu gewährleisten. 

Absatz 2 legt die Aufbewahrungsfrist grundsätzlich 
auf drei Monate fest. Diese Frist verlängert sich, wenn 
eine Sendung beanstandet wird, bis zur Erledigung 
der Beanstandung. 

Absatz 3 soll den Betroffenen in die Lage versetzen, 
seine Rechte effektiver zu verfolgen, indem er sich die 
betreffende Sendimg nochmals ansehen bzw. sich auf 
eigene Kosten eine Ausfertigung hersteilen lassen 
kann. 


Zu § 20 

Diese Bestimmung entspricht im wesentlichen der 
bisherigen Rechtslage (§§ 28, 29 BRfG). 

Absatz 1 legt fest, daß die Verantwortung für die 
Sendung eines Beitrages grundsätzlich bei demjeni- 
gen liegt, der die Sendung veranlaßt oder zugelassen 
hat. Dabei steht es aktivem Tun gleich, wenn jemand 
es unterlassen hat, in seinem Aufgabenbereich tätig 
zu werden und die Sendimg eines Beitrages dadurch 
ermöglicht wurde. 

Absatz 2 enthält die Regelvermutung, wonach die 
Verantwortung beim Intendanten bzw. seinem Ver- 
treter liegt. Diese Vermutung güt, soweit der Inten- 
dant bzw. sein Vertreter sich nicht entlasten kann. 
Absatz 3 stellt klar, daß die Regelvermutung in Straf- 
und Bußgeldsachen keine Anwendung findet. 

Absatz 3 regelt die Verantwortung für Sendungen, die 
die DW nicht in eigener Verantwortung, sondern 
lediglich für Dritte ausstrahlt. 

Absatz 4 stellt klar, daß die Regelung der Absätze 1 
und 2 die Verantwortlichkeit anderer Personen unbe- 
rührt läßt. Dies sind insbesondere der Verfasser, 
Hersteller oder Gestalter eines Beitrages. 


Zu § 21 

Absatz 1 stimmt im wesentlichen mit der bisherigen 
Rechtslage überein (§ 30 BRfG). 

Aus datenschutzrechtlichen Gründen erstreckt sich 
der Auskunftsanspruch nicht auf die private Anschrift 
des Verantwortlichen. 


Die Regelung in Absatz 2 ist Ausfluß des Artikels 6 
Abs. 2 i. V. m. Artikel 19 des Europäischen Überein- 
kommens über das grenzüberschreitende Fernsehen 
vom 5. Mai 1989. Zuständige Stelle i. S. des Überein- 
kommens ist das Bundesministerium des Innern. 


Zu § 22 

Absatz 1 entspricht dem bisher geltenden § 2 BRfG. 

Absatz 2 bezeichnet den Rundfunkrat und den Ver- 
waltungsrat der DW als Gremien und führt damit 
einen Begriff ein, der in den nachfolgenden Paragra- 
phen der Einfachheit halber Anwendung findet. 

Absatz 3 legt fest, daß die Tätigkeit der Mitglieder der 
Gremien ehrenamtlich ist — unbeschadet der Rege- 
lung des § 28, wonach Gremienmitgliedem eine 
Kostenerstattung zusteht. 


Zu § 23 

Diese Bestimmung entspricht der bisherigen Rechts- 
lage (§ 3 Abs. 5 BRfG), die durch das Erste Gesetz zur 
Änderung des Bimdesrundfunkgesetzes vom 30. April 
1990 entstanden ist. 

Eine neue Bestimmung enthält lediglich Absatz 1, der 
ausdrücklich klarstellt, daß eine Doppelmitglied- 
schaft in den Gremien unzulässig ist. Diese Fallkon- 
stellation könnte sonst insbesondere dann eintreten, 
wenn ein Mitglied des Rundfunkrates in den Verwal- 
tungsrat gewählt wird. Durch die Regelung in 
Absatz 1 endet die Mitgliedschaft im Rundfunkrat mit 
der Annahme der Wahl zum Mitglied des Verwal- 
tungsrates. 


Zu § 24 

Diese Vorschrift sichert in Absatz 1 die Unabhängig- 
keit der Gremienmitglieder. Der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts folgend, haben die Gre- 
mienmitglieder die Interessen der Allgemeinheit zu 
vertreten — nicht die der sie entsendenden Stellen. 
Das Bundesverfassimgsgericht hat in seinem 6. Rund- 
funkurteü vom 5. Februar 1991 (BVerfGE 83, 238, 
333 ff.) nochmals klargestellt, daß die Aufgabe der 
Kontrollgremien der Rimdfunkanstalten nicht in der 
Vertretung der Interessen ihrer Organisationen 
besteht. Erst recht dürfen die Gremienmitglieder nicht 
die Verlautbarung der Ziele der sie entsendenden 
Stelle im Programm verfolgen. Vielmehr sind die 
Kontrollgremien Sachwalter der Allgemeinheit, die 
ihre Erfahrungen aus den unterschiedlichen gesell- 
schaftlichen Bereichen einbringen. 

Absatz 2 bestimmt, daß den Gremienmitgliedem 
aufgnmd ihrer Tätigkeit bei der DW keine Nachteile 
in ihrem Dienst- oder Arbeitsverhältnis entstehen 
dürfen und sie erforderlichenfalls für die Gremienar- 
beit freizustellen sind. 
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Zu § 25 

Absatz 1 legt die Amtszeit der Gremien in Abwei- 
chimg von der bisherigen Rechtslage auf fünf Jahre 
fest. Diese verlängerte Amtsperiode dient der Konti- 
nuität der Gremienarbeit. 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen Recht (§ 3 Abs. 7 
imd § 4 Abs. 2 BRfG) und stellt sicher, daß in der 
Übergangszeit bis zu der Konstituierung der neuge- 
bildeten Gremien keine Vakanz entsteht. 


Zu § 26 

Diese Bestimmung regelt die Abberufung imd das 
vorzeitige Ausscheiden der Gremienmitglieder. Eine 
Ändenmg des bisher geltenden Rechts (§ 3 Abs. 6 imd 
§ 4 Abs. 4 BRfG) ist nicht vorgenommen worden. 


Zu § 21 

Die Absätze 1 imd 2 regeln das Verfahren zur Neube- 
rufung der Mitglieder des Rundfunk- und Verwal- 
tungsrates und deckt sich mit dem geltenden Recht 
(§ 3 Abs. 8, § 4 Abs. 3 BRfG). 

Absatz 3 bestimmt in Ergänzung zu den bisher gelten- 
den Vorschriften, daß sich künftig auch im Verwal- 
tungsrat die Zahl der Mitglieder verringert, wenn eine 
zeitgerechte Wahl oder Benennung nicht erfolgt. 
Diese Ergänzung erscheint erforderlich, da sich auch 
die Wahl oder Benennung von Mitgliedern für den 
Verwaltungsrat verzögern kann und dann die Einbe- 


rufung der konstituierenden Sitzung des Verwal- 
tungsrates unterbleiben müßte. Dies hätte zur Konse- 
quenz, daß der amtierende Verwaltimgsrat ohne 
sachlichen Grund länger als erforderlich in der Ver- 
antwortung stehen würde. 


Zu § 28 

Diese Vorschrift regelt die Kostenerstattung für die 
Mitglieder der Gremien. Sie enthält die Rechtsgrund- 
lage für den Anspruch auf Aufwandsentschädigung, 
Reisekostenvergütimg, Tage- und Übemachtimgs- 
gelder und überläßt aUe weiteren Regelungen — ins- 
besondere zur Höhe der Kostenerstattung — der 
Satzung der D W. Dadurch wird einerseits eine größere 
Flexibilität der Regelungen erreicht und andererseits 
die Satzungsautonomie der DW gestärkt. 


Zu § 29 

Die Zahl der Mitglieder des Rimdfimkrates wird in 
Absatz 1 von derzeit 17 auf 30 erhöht. Damit wird der 
gestiegenen Bedeutung der DW (einzige Rundfunk- 
anstalt des Bundesrechts, einzige Auslandsrundfunk- 
anstalt, Ausbau des Fernsehprogramms) Rechnung 
getragen. 

Gegenüber der Regelung im Bundesrundfunkgesetz 
(§ 3 Abs. 1 bis 3 BRfG) erhöht sich der Anteil der 
Vertreter staatlicher Stellen im Rundfunkrat. Im ein- 
zelnen sieht die prozentuale Verteilung wie folgt 
aus: 



§ 3 alt 
Mitglieder 

Prozent 

§ 29 neu 
Mitglieder 

Prozent 

BT 

2 


5 


BR 

2 


4 


BReg 

3 

■m 

5 



7 

41,17 

14 

46,67 

gesellschaftliche Gruppen 
einschließhch Kunst, Kultur 
und Wissenschaft (BPräs) 

10 

58,83 

16 

53,33 

Gesamt 

17 

100,00 

30 

100,00 


Absatz 3 erweitert den Kreis der entsendeberechtig- 
ten gesellschaftlichen Gruppen und Organisationen 
auf 16. Die sechs neuen entsendeberechtigten Grup- 
pen und Organisationen wurden nach dem Kriterium 
der gesellschaftlichen Relevanz ausgewählt, das das 
Bundesverfassungsgericht — zuletzt in seinem 
6. Rundfunkurteil vom 5. Februar 1991, BVerfGE 83, 
238, 334 — entwickelt hat. Hinzu gekommen sind die 
Kommunalen Spitzenverbände, der Bund der Vertrie- 
benen, der Europa-Union Deutschland e. V., das 
Goethe- Institut, Inter Nationes, der Deutsche Akade- 
mische Austauschdienst (DAAD), die Deutsche 
Gesellschaft für auswärtige Politik (DG AP), das Insti- 


tut für Auslandsbeziehimgen (If A). Diese Zusammen- 
setzung ist geeignet die Rundfunkfreiheit zu wahren 
und verletzt den allgemeinen Gleichheitssatz des 
Artikels 3 GG nicht. 

Eine wesentliche Änderung der bisherigen Rechts- 
lage ergibt sich daraus, daß die Institutionen aus 
Kultur, Kunst und Wissenschaft die sie vertretenden 
Mitglieder nicht mehr lediglich vorschlagen, sondern 
unmittelbar benennen. Die Berufung durch den Bun- 
despräsidenten entfällt. Die Institutionen aus Kunst, 
Kultur und Wissenschaft brauchen daher nicht mehr in 
einem gesonderten Absatz geregelt zu werden. Sie 
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zählen nun zu den gesellschaftlichen Gruppen und 
Organisationen nach Absatz 3. 


Zu § 30 

Diese Vorschrift legt die Aufgaben des Rundfunkrates 
fest. Absatz 1 Satz 1 stellt in Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts fest, 
daß die Rundfunkratsmitglieder nicht die Interessen- 
vertretung der sie entsendenden Stelle v/ahrzuneh- 
men haben, sondern daß sie als Sachwalter der 
Allgemeinheit deren Belange zu vertreten haben. Nur 
so kann die pluralistische Zusammensetzung des 
Rundfunkrates wirksam der Gefahr einer einseitigen 
Einflußnahme auf die Programmgestaltung begeg- 
nen. Der Rundfunkrat entscheidet in Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutimg für die DW. Hauptauf- 
gabe des Rundfunkrates ist daneben die Überwa- 
chung des Programms mit dem Ziel, daß die Sendun- 
gen der DW dem Programmauftrag nach § 4 gerecht 
werden. Diesem Zweck dient auch die Beratung des 
Intendanten in den allgemeinen Programmangele- 
genheiten, 

Absatz 2 konkretisiert die Aufgabe der Programm- 
überwachung und regelt die dem Rundfunkrat zuste- 
henden Befugnisse für den Fall, daß er einen Verstoß 
gegen die Programmgrundsätze feststellt. Der Rund- 
funkrat kann dem Intendanten aufgeben, einen fest- 
gestellten Verstoß gegen die Programmgrundsätze 
abzustellen oder, falls dies nicht mehr möglich ist, 
künftig zu unterlassen. Nach Satz 4 darf der Rund- 
funkrat die Sendungen grundsätzlich erst nach ihrer 
Ausstrahlung kontrollieren. Von diesem Grundsatz 
kann jedoch dann abgesehen werden, wenn bereits 
vor der Ausstrahlung Anhaltspunkte vorliegen, die 
ein Einschreiten des Rundfunkrates rechtfertigen. In 
einem solchen Fall muß der Rundfunkrat in der Lage 
sein, den Verstoß sofort zu rügen und von vornherein 
zu verhindern, daß die beanstandete Sendung in 
dieser Form ausgestrahlt wird. 

Absatz 3 enthält eine beispielhafte Aufzählung weite- 
rer Avichtiger Aufgabengebiete des Rundfunkrates. 
Satz 3 bestimmt, daß in allen Fragen, die die Satzung 
sowie die Aufgabenplanung der DW betreffen, der 
Intendant und der Verwalümgsrat zu beteiligen 
sind. 

Absatz 4 spiegelt die enge Verzahnung von Verwal- 
tungsrat und Rundfunkrat vsdder, indem dem Rund- 
funkrat in Grundsatzfragen finanz- und personalwirt- 
schaftlicher Art ein Anhörungsrecht eingeräumt wird. 
Damit soll sichergestellt werden, daß in diesen für die 
DW existentiellen Angelegenheiten eine zwischen 
allen Organen der Anstalt einvemehmliche Regelung 
erzielt wird. 


Zu § 31 

Absatz 1 regelt die Mindestzahl der Sitzungen des 
Rundfunkrates und das Recht zur Einberufung außer- 
ordentlicher Sitzungen. Der turnusmäßige Abstand 
zwischen zwei Sitzungen entspricht der bisherigen 
Rechtslage (§ 10 Abs. 1 BRfG). Für die Einbenifung 


einer außerordentlichen Sitzung reicht demgegen- 
über nach neuem Recht der Antrag von einem Fünftel 
der Mitglieder des Rundfunkrates aus (bisher: Antrag 
von ca. einem Viertel der Mitglieder, § 10 Abs. 1 Satz 2 
BRfG). 

Absatz 2 legt fest, daß die Sitzungen nicht öffentlich 
sind, eröffnet aber gleichzeitig dem Rundfunkrat die 
Möglichkeit, für einzelne Angelegenheiten die 
Öffentlichkeit herzustellen. 

Absatz 3 räumt dem Intendanten und dem Vorsitzen- 
den des Verwaltungsrates das Recht ein, an den 
Sitzungen des Rundfunkrates teilzunehmen. 

Absatz 4 gibt der Personalvertretung das Recht auf 
Teilnahme an den Sitzungen und Anhörung, soweit es 
nicht um Fragen des Programmbereichs geht. 


Zu { 32 

Absatz 1 regelt die Beschlußfähigkeit des Rundfunk- 
rates, die dann gegeben ist, wenn die Mehrheit der 
ordnungsgemäß geladenen Mitglieder anwesend 
ist. 

Absatz 2 legt entsprechend der Bedeutung des zu 
fassenden Beschlusses fest, welche Stimmenverhält- 
nisse für ein Wirksamwerden jeweils erforderhch sind. 
Die Abstufung sieht so aus, daß für Beschlüsse über 
weniger bedeutende Fragen die Mehrheit der anwe- 
senden Mitglieder ausreicht, für Beschlüsse größerer 
Bedeutung die Mehrheit der Mitglieder erforderlich 
ist und herausragend relevante Entscheidungen nur 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen 
gefaßt werden können. 

Absatz 3 bestimmt, daß Wahlen nur von dem gemäß 
Absatz 1 beschlußfähigen Rundfunkrat durchgeführt 
werden können. 

Absatz 4 regelt das Verfahren zur Wahl des Vorsitzen- 
den des Rundfunkrates und seines Stellvertreters. 

Absatz 5 legt das Verfahren für die Wahl des Inten- 
danten fest, für die es grundsätzlich einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der Stimmen des Rundfunkrates 
bedarf. Die bisher vorgesehene Ernennung des Inten- 
danten diuch den Bundespräsidenten entfällt. 

Absatz 6 bestimmt, daß für die übrigen Wahlen des 
Rundfunkrates — wie z. B. die Wahl der Mitglieder für 
den Verwaltungsrat oder für Ausschüsse des Rund- 
funkrates — die Mehrheit der anwesenden Mitglieder 
erforderlich ist. 


Zu { 33 

Absatz 1 verpflichtet den Rundfunkrat, Programmaus- 
schüsse für Hörfunk und Fernsehen zu bilden. Diese 
Ausschüsse haben insbesondere die Aufgabe, die 
Einhaltung der Programmgrundsätze und der allge- 
meinen Programmrichtlinien zu überwachen. Mitglie- 
der der Programmausschüsse können nur Rundfunk- 
ratsmitglieder werden. Absatz 1 ermächtigt den Rund- 
funkrat außerdem, nach eigenem Ermessen weitere 
Ausschüsse zu bilden. 
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Absatz 2 kennzeichnet die Tätigkeit der nach Absatz 1 
eingerichteten Ausschüsse als Unterstützung für den 
Rundfunkrat. 

Absatz 3 überläßt weitere, insbesondere Verfahrens- 
bestimmungen der Regelung durch Geschäftsord- 
nung. 


Zu § 34 

Absatz 1 erhöht die Zahl der Mitglieder des Verwal- 
tungsrates von sieben auf neun (vgl. § 4 Abs. 1 BRfG). 
Die Erhöhung ergibt sich daraus, daß die Bundesre- 
gierung nunmehr zwei Vertreter benennt und aus den 
in § 29 Abs. 3 genannten gesellschaftlichen Gruppen 
und Organisationen fünf statt bisher vier Vertreter 
stammen. Eine „Quote" für die Vertreter aus den 
Bereichen Kunst, Kultur und Wissenschaft wird nicht 
mehr vorgegeben. 

Absatz 2 enthält eine Konkretisienmg für die Wahl der 
Verwaltungsratsmitglieder durch den Rundfunkrat. 
Vorrangig können die Mitglieder des Rundfunkrates 
selbst Wahlvorschläge unterbreiten; dabei kann es 
sich sowohl um ein Mitglied des Rundfunkrates als 
auch um eine sonstige Person der in § 29 Abs. 3 
genannten Gruppen und Organisationen handeln. 
Daneben können aber auch die betroffenen Gruppen 
und Organisationen selbst Wahlvorschläge machen. 
Nimmt ein Mitglied des Rundfunkrates die Wahl in 
den Verwaltungsrat an, so scheidet dieses Mitglied 
aus dem Rundfunkrat aus (vgl. § 23 Abs. 1). 


Zu § 35 

Diese Vorschrift bestimmt die Aufgaben des Verwal- 
tungsrates. 

Absatz 1 weist dem Verwaltungsrat als generelle 
Aufgabe die Überwachung der Geschäftsführung des 
Intendanten zu. Diese Aufgabenstellung entspricht 
der bisherigen Rechtslage (§11 Abs. 4 BRfG). Absatz 1 
Satz 2 sieht die erforderlichen Überwachungsinstru- 
mente vor. 

Absatz 2 enthält einen Aufgabenkatalog, der beispiel- 
haft originäre Kompetenzen des Verwaltungsrates 
aufzählt. Die Schwerpunkte liegen im Bereich perso- 
nalrechtlicher und finanzwirtschafüicher Entschei- 
dungen. 

Absatz 3 legt die Maßnahmen fest, die der Zustim- 
mung des Verwaltungsrates bedürfen. Will der Ver- 
waltungsrat seine Zustimmung nicht erteilen, so hat er 
seine Ablehnung schriftlich zu begründen. In Num- 
mer 6 wird eine Zustimmung des Verwaltungsrates 
bei der Beschaffung von Anlagen und dem Eingehen 
von Verpflichtungen, deren Aufwand je 300 000 DM 
überschreitet, verlangt. Dieser Betrag kann — da von 
der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung abhängig — 
durch eine entsprechende Änderung in der Satzung 
der Wirtschaftsentwicklung angepaßt werden. 

Da die Zustimmungspflicht des Verwaltungsrates 
gemäß Absatz 3 Nr. 6 sich nicht auf Verträge über die 
Herstellung und Liefenmg von Programmteilen 


erstreckt, sieht das Gesetz in Absatz 4 insoweit eine 
Unterrichtimgspflicht durch den Intendanten vor. 

Absatz 5 räumt dem Verwaltungsrat ein Anhörungs- 
recht für den Fall ein, daß der Intendant durch den 
Rundfunkrat abberiifen werden soll. 


Zu §36 

Absatz 1 bestimmt, daß die Sitzungen des Verwal- 
tungsrates mindestens alle zwei Monate stattfinden 
und verkürzt damit im Vergleich zur bisherigen 
Rechtslage den turnusmäßigen Abstand zwischen 
zwei Sitzungen um einen Monat (vgl. § 12 Abs. 1 
BRfG). 

Absatz 2 räumt dem Intendanten und dem Vorsitzen- 
den des Rundfunkrates ein Teilnahme- und Anhö- 
rungsrecht an den Sitzungen des Verwaltungsrates 
ein. Der Vorsitzende des Rundfunkrates hat im Falle 
seiner Verhinderung außerdem die Möglichkeit, ein 
anderes Mitglied des Rundfunkrates mit der Teil- 
nahme zu beauftragen. 

Absatz 3 legt fest, daß die Sitzimgen nicht öffentlich 
sind. 


Zu § 37 

Absatz 1 regelt die Beschlußfähigkeit des Verwal- 
tungsrates, die dann gegeben ist, wenn die Mehrheit 
der ordnungsgemäß geladenen Mitglieder anwesend 
ist. 

Absatz 2 bestimmt, welche Mehrheitsverhältnisse für 
die verschiedenen Beschlüsse des Verwaltungsrates 
jeweils erforderlich sind. Dabei wird zwischen der 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder und der Mehr- 
heit der Mitglieder unterschieden. Das Erfordernis 
einer Zwei- Drittel-Mehrheit ist nicht vorgesehen. 

Absatz 3 regelt die Wahl des Vorsitzenden des Ver- 
waltungsrates und seines Stellvertreters. 


Zu § 38 

Die nach bisherigem Recht vorgesehene Ernennung 
des Intendanten durch den Bundespräsidenten (§13 
Abs. 1 BRfG) entfällt. Nimmt der Intendant die Wahl 
durch den Rundfunkrat an, beginnt damit sein Amts- 
verhältnis. 

Absatz 1 legt die Amtszeit des Intendanten auf sechs 
Jahre fest. Der Intendant hat die Pflicht, nach Ablauf 
seiner Amtszeit die Geschäfte der Deutschen Welle so 
lange wahrzunehmen, bis er selbst oder ein anderer 
zum Intendanten (wieder) gewählt worden ist. 

Absatz 2 legt die Voraussetzungen fest, die in der 
Person des Intendanten bzw. seines Stellvertreters 
erfüllt sein müssen. Die in Nummer 3 geregelte 
unbeschränkte strafrechtliche Verfolgbarkeit bedeu- 
tet, daß die allgemeinen Prozeßvoraussetzimgen nach 
der StPO vorliegen müssen. Nummer 4 betrifft die 
Nebenfolgen eines Strafurteils, mit dem eine Frei- 
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heitsstrafe von mindestens einem Jahr ausgesprochen 
wird (§ 45 StGB). Nummer 5 betrifft die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts über die Verwirkung 
von Gnmdrechten (§ 39 BVerfGG), mit der das Bun- 
desverfassungsgericht eine Entscheidung nach Num- 
mer 4 zwar verbinden kann, dies jedoch nicht zwin- 
gend hm muß. 


Zu § 39 

Diese Vorschrift legt fest, daß der Vertreter die Amts- 
geschäfte wahmimmt, wenn der Intendant abberufen 
worden ist oder ausscheidet, d. h. auf eigenen Wunsch 
sein Amt aufgibt oder verstirbt. Im Unterschied zur 
Regelung in § 38 Abs. 1 übernimmt in diesen Fällen 
sofort der Stellvertreter die Wahrnehmung der 
Geschäfte. 


Zu § 40 

Diese Vorschrift definiert die Aufgaben des Intendan- 
ten. In Absatz 1 wird die selbständige Leitung und 
alleinige Verantwortung des Intendanten für das 
Programm unterstrichen. Indem der Rundfunkrat 
gemäß § 30 Abs. 2 die Einhaltung der Progrämm- 
grundsätze und der allgemeinen Programmrichtlinien 
überwacht, ist er insofern lediglich „Funktionshilfe". 
Daß die Verantwortung des Intendanten nicht einge- 
schränkt ist, bedeutet umgekehrt aber nicht, daß die 
Rechte der Gremien angetastet werden. Dies stellt 
Satz 3 ausdrücklich klar. 

Absatz 2 entspricht der bisherigen Rechtslage (§13 
Abs. 2 Satz 2 BRfG). 

Die in Absatz 3 geregelte Kompetenz des Intendanten 
zum Erlaß einer Geschäftsordnung der Deutschen 
Welle umfaßt das Recht zu deren Änderung. 


Zu § 41 

Diese Vorschrift enthält Bestimmungen über das Aus- 
scheiden und die Abberufung des Intendanten. 
Absatz 1 normiert den Regelfall, wonach die Amtszeit 
des Intendanten nach Ablauf der sechs Jahre endet, 
für die er gewählt und sein Dienstvertrag abgeschlos- 
sen worden ist. 

Absatz 2 gibt dem Rundfunkrat die Möglichkeit, den 
Intendanten jederzeit abzuberufen. Diese Bestim- 
mung entspricht der bisherigen Rechtslage (§ 14 
Abs. 1 BRfG), wobei allerdings die Entlassung durch 
den Bundespräsidenten entf^t. Für die Abberufung 
ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen im 
Rundfunkrat erforderlich (vgl. § 32 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2). 
Dem Intendanten ist vor seiner Abberufung Gelegen- 
heit zur Stellungnahme zu geben. 

Will der Intendant auf eigenen Wunsch aus dem Amt 
ausscheiden, bedarf es auch in diesem Fall der Abbe- 
rufung durch den Rundfunkrat. 

Satz 3 normiert, daß die Abberufung durch den 
Rundfunkrat „automatisch" die Kündigung des 
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Dienstvertrages durch den Verwaltungsrat zur Folge 
hat. Durch diese Verzahnung soll erreicht werden, daß 
das Dienstverhältnis mit dem Intendanten nicht weiter 
besteht, obwohl er bereits nicht mehr im Amt ist. 

Absatz 3 soll die Unabhängigkeit des Intendanten 
gegenüber dem Rundfunkrat stärken, indem ihm die 
Weiterzahlung der Bezüge nach einer Abberufung 
gewährt wird. So soll verhindert werden, daß der 
Intendant in seinen Entscheidungen nicht durch die 
Vorstellung beeinflußt wird, eine Abberufung durch 
den Rundfunkrat keinesfalls riskieren zu dürfen. 
Absatz 3 entspricht der bisherigen Rechtslage, die 
auch vorsieht, daß das Fortbestehen des Dienstver- 
hältnisses insoweit fingiert wird (§14 Abs. 1 Satz 2 
BRfG). 


Zu § 42 

Diese Bestimmung sichert der Deutschen Welle einen 
Anspruch auf Finanzierung gegen den Bund. Um den 
Schutz der Rundfunkfreiheit aus Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 
GG zu gewährleisten, trägt der Bund die allgemeine 
Funktionsverantwortung für die öffentlich-rechtiiche 
Rundfunkanstalt des Bundesrechts. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat klargestellt, daß die Rundfunk- 
fr eiheit nur gewährleistet ist, wenn die Programme 
der jeweiligen Rundfunkanstalt auch finanziell gesi- 
chert sind (BVerfGE 74, 297, 342). Daraus ergibt sich 
für die Deutsche Welle gegenüber dem Bund ein 
finanzieller Gewährleistungsanspruch. Dies gilt um so 
mehr, als die Deutsche Welle am Rundfunkgebühren- 
aufkommen nicht beteiligt ist und auf die Ausstrah- 
lung von Werbung in ihrem Programm verzichtet. 

Der Zuschuß des Bundes muß so bemessen sein, daß 
die Deutsche Welle ihren in § 4 festgelegten Pro- 
grammauftrag erfüDen karm. Bei der Bemessung ist 
auch der jeweilige Stand der rundfunktechnischen 
Entwicklung zu berücksichtigen. Dabei bedeutet „Be- 
rücksichtigimg" nicht, daß die Anstalt einen Anspruch 
auf die modernste rundfunktechnische Ausstattung 
hat. Sie muß vielmehr auch in rundfunktechnischer 
Hinsicht in die Lage versetzt werden, ihren gesetzli- 
chen Programmauftrag zu erfüllen. 

Der Anspruch der Deutschen Welle auf Gewährlei- 
stung einer angemessenen Finanzierung umfaßt kei- 
nen einklagbaren Anspruch auf Gewährung eines 
Zuschusses in einer bestimmten Höhe. Die Finanzie- 
rungsgarantie kann ausschließlich in der vom Deut- 
schen Bundestag festgelegten Höhe verwirkhcht wer- 
den. 


Zu § 43 

Absatz 1 dieser Vorschrift stellt zum einen klar, daß 
die Finanzierung durch den Bund im Wege eines 
jährlichen Zuschusses aus dem Bundeshaushalt 
gewährleistet wird. 

Der bisher in der Praxis gebräuchhche Begriff der 
„Kassenhilfe" wird also nicht in das Gesetz übernom- 
men. Damit wird zugleich verdeuüicht, daß die DW 
ganz überwiegend vom Bund finanziert wird und die 
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Konstruktion einer Fehlbedarfsfinanzierung daher 
nicht paßt. 

Weiter bestimmt Absatz 1 , daß der Zuschuß jedes Jahr 
neu festzulegen ist. 

Absatz 2 enthält eine Regelung von zentraler Bedeu- 
tung. Danach bestimmt der Zuschuß des Bundes sich 
nach dem Haushaltsgesetz des Bundes sowie dem 
Haushaltsplan der Deutschen Welle. Durch diese 
Vorschrift wird die Souveränität des Haushaltsgesetz- 
gebers bei der Zuschußbewilligung für die DW 
gewährleistet. Klar ist auch, daß Verfügimgsbe- 
schränkungen, die durch das Bundeshaushaltsgesetz 
getroffen werden, bei der Gewährung des Bimdeszu- 
schusses an die Deutsche Welle zu berücksichtigen 
sind. 

Zugleich wird aber auch geregelt, daß die Bemessung 
des Zuschusses nicht losgelöst von den Vorgaben der 
DW erfolgt. Maßgeblich ist insoweit auch der Haus- 
haltsplan der DW. Damit wird die Grundlinie in der 
Rechtsprechimg des Bimdesverfassimgsgerichts be- 
rücksichtigt, wie sie zuletzt deutlich in dem Urteil vom 
22. Februar 1994 (ZUM 1994, S. 173ff.) zum Ausdruck 
gekommen ist. Zwar betraf diese Entscheidimg die 
gebührenfinanzierte Grundversorgung durch die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Länder 
imd ist insofern nur sehr eingeschränkt auf die Gege- 
benheiten der DW übertragbar. Die aus Artikel 5 
Abs. 1 Satz 2 GG abgeleitete Forderung, daß durch 
entsprechende rechtliche Regelimgen jede Möglich- 
keit einer auch nur indirekten Einwirkung staatlicher 
Organe auf die publizistische Tätigkeit von vornher- 
ein zu verhindern ist, ist jedoch unabhängig vom 
Programmauftrag und von der Art der Finanzierung. 
Es sollte daher in Anlehnimg an das genannte Urteil 
des Bimdesverfassungsgerichts auch für die DW 
gefordert werden, daß bei der Festsetzimg des 
Zuschusses von den Programmentscheidungen der 
Rundfimkanstalt auszugehen ist. 

Absatz 3 bestimmt, daß eigene Einnahmen der D W auf 
den Zuschuß des Bundes nicht angerechnet werden. 
Durch diese Vorschrift wird der DW ein gewisser 
unternehmerischer Spielraum zugestanden. 


Zu § 44 

Der grundsätzlichen Selbständigkeit der DW in der 
Haushalts Wirtschaft entspricht die Befugnis, sich 
gemäß Absatz 2 eine Finanz Ordnung zu geben. 

Absatz 3 verpflichtet die DW, eine Aufgabenplanimg 
zu verabschieden, aus der sich insbesondere die 
Programmleistimgen, Änderungen im Programmbe- 
reich sowie die Entwicklung der Investitionskosten in 
den jeweüs nächsten drei Jahren ergeben. Diese 
Aufgabenplanimg hat die Funktion, eine planvolle 
und an der Aufgabenerfüllung orientierte Finanzwirt- 
schaft zu gewährleisten. Die Bedeutung der Aufga- 
benplanung zeigt sich darin, daß sie vom Rundfunkrat 
zu beschließen ist und der Zustimmung des Verwal- 
tungsrates bedarf (§ 30 Abs. 3 Satz 2 Nr. 9, § 35 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 9). Satz 2 stellt klar, daß die Aufgabenpla- 
nung ihre Grenzen in den finanziellen Möglichkeiten 
findet, die sich insbesondere in der Höhe des Zuschus- 


ses gemäß § 43 Abs. 1 ausdrücken. Satz 3 verpflichtet 
die Anstalt, die beschlossene Aufgabenplanung 
— zum Zwecke der Unterrichtung — unverzüglich 
dem Bundesministerium des Innern und dem Bundes- 
rechnungshof zuzuleiten. 

Die Aufgabenplanung ist für die Zuschußbewilligung 
nicht präjudizierend. 


Zu § 45 

Die Bestimmung des § 45 läßt die Tarifhoheit der DW 
unberührt. Die Anstalt ist Arbeitgeber der bei ihr 
beschäftigten Arbeitnehmer und tariffähig. Grund- 
sätzlich ist jedoch eine Besserstellung der Beschäftig- 
ten der Anstalt gegenüber vergleichbaren Arbeitneh- 
mern des Bimdes ausgeschlossen. Den Besonderhei- 
ten der DW wird dadurch Rechnung getragen, daß das 
Gesetz die „Vergleichbarkeit" zwischen Arbeitneh- 
mern der DW imd des Bundes voraussetzt. Insoweit 
sind die Tarifregelungen des öffentlichen Dienstes 
von der DW für den Abschluß von Tarifverträgen für 
ihre Beschäftigten zugrunde zu legen. 

WiU die DW von den Tarif regelungen des Bimdes 
abweichen, ist dies nur im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium des Irmem zulässig. Dies Erfor- 
dernis des Einvernehmens wirkt im Innenverhältnis 
zwischen dem Bund und der DW, es ist jedoch keine 
Wirksamkeitsvoraussetzung für den Abschluß der 
Tarifverträge. Das Bundesministerium des Innern 
karm sein Einvernehmen davon abhängig machen, ob 
die nmdfunkspezifischen Besonderheiten, die die 
Abweichung rechtfertigen oder gebieten, ausrei- 
chend dargelegt sind. Es muß im Innenverhältnis in 
Anlehnung an Nummer 15.1 der Vorläufigen Verwal- 
tungsvorschriften zu §§ 44, 44 a BHO das Votum des 
Bundesministeriums der Finanzen einholen, da 
infolge der Größe des betroffenen Personenkreises 
präjudizielle Wirkungen für Zuwendungsempfänger 
oder den öffentlichen Dienst insgesamt nicht ausge- 
schlossen werden können. 


Zu § 46 

In Anlehnung an § 2 BHO beschreibt diese Vorschrift 
die Bedeutung des Haushaltsplans der DW. Der dem 
Haushaltsplan zugrunde gelegte Finanzbedarf wird 
an die Erfüllung der Aufgaben der DW gekoppelt. 
Absatz 1 Satz 2 stellt klar, daß der Haushaltsplan als 
Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
verbindlich ist (vgl. § 2 Abs. 2 BHO). 

Absatz 2 entspricht § 3 Abs. 2 BHO. 


Zu § 47 

Absatz 1 entspricht § 7 Abs. 1 BHO und stimmt mit 
dem geltenden Recht (§ 16 Abs. 2 Satz 2 BRfG) 
überein. 

Absatz 2 entspricht § 4 Satz 1 BHO und sieht das 
Prinzip der Jährlichkeit auch für die Haushalts Wirt- 
schaft der DW vor. 
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Absatz 3 schreibt die Grundsätze der Vollständigkeit 
und Einheit sowie das Fälligkeitsprinzip auch für den 
Haushaltsplan der DW vor (vgl. § 11 BHO). 

Absatz 4 verpflichtet die Deutsche Welle, dem Haus- 
haltsplan einen sog. Stellenplan (vgl. § 14 Abs. 1 Nr. 3 
BHO) beizufügen. In ihm ist eine entsprechende 
Übersicht der Beschäftigten der Anstalt getrennt nach 
Vergütungsgruppen unter Einbeziehung der außerta- 
riflichen Vergütungen zu erläutern. Die Erläuterun- 
gen sind verbindlich. 

Absatz 5 berücksichtigt die Besonderheiten, die sich 
für die DW aus ihrer Mitgliedschaft in der Arbeitsge- 
meinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan- 
stalten der Bundesrepublik Deutschland (ARD) erge- 
ben. Die ARD-Mitglieder verwenden einen imter 
Federführung der Landesnmdfimkanstalten entwik- 
kelten Kontenplan, der sich erheblich vom Gruppie- 
rungsplan des Haushaltsrechts des Bundes (§ 13 
Abs. 2 BHO) unterscheidet. 

Die DW leitet daher die in ihrem Haushalt veran- 
schlagten Mittel in den Gruppierungsplan des Bim- 
deshaushalts über. Dies ist notwendig, da die Haus- 
haltssystematik des Bundes nicht durchbrochen wer- 
den darf. Bei vom Deutschen Bundestag beschlosse- 
nen Haushaltssperren dürfen keine Unsicherheiten 
über ihre Auswirkungen auf den Haushalt der Anstalt 
entstehen. 

Absatz 6 stimmt mit Artikel HO Abs. 1 Satz 3 GG 
überein. 

Absatz 7 übernimmt die Regelung in § 16 Abs. 2 Satz 5 
BRfG. Die DW ist gemäß § 1 Abs. 1 gemeinnützig. 
Damit ist vom Gesetzgeber klargestellt, daß ihr die 
steuerlichen Vergünstigungen für gemeinnützige 
Anstalten zugute kommen sollen. Ihr tatsächliches 
Wirken muß dann aber auch den in den §§ 51 bis 68 
der Abgabenordnung normierten Anforderungen ent- 
sprechen. 

Absatz 8 sieht vor, daß die Anstalt — zum Zwecke der 
Unterrichtimg — den beschlossenen Haushaltsplan 
unverzüglich dem Bundesministerium des Innern und 
dem Bundesrechnungshof zuleitet. 


Zu § 48 

Durch diese Regelung wird — in Anlehnung an § 20 
Abs. 2 BHO — der DW die Befugnis erteilt, nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 4 Ausgaben durch Haus- 
haltsvermerke für deckungsfähig zu erklären. Dies 
dient der Erhöhung der Flexibilität bei der Mittelbe- 
wirtschaftung, indem die bei einem Ausgabeansatz 
ersparten Mittel zur Begleichung von Mehrbedürfnis- 
sen bei einem anderen Ausgabeansatz verwendet 
werden können. 

Die Absätze 2 bis 4 enthalten weitergehende Regelun- 
gen als in der BHO und sind auf die spezifischen 
Gegebenheiten bei der DW zugeschnitten. 

Gemäß Absatz 2 können innerhalb der Säulen Per- 
sonalausgaben/Sachausgaben/Progrcimmausgaben/ 
Ausstrahlimgskosten/Investitionsausgaben alle Titel 
als gegenseitig deckimgsfähig erklärt werden. 


Eine Deckungsfähigkeit über die jeweilige „Säule" 
hinaus sieht Absatz 3 vor, wonach Einsparungen bei 
Personalausgaben bis zu 10 % der gesamten Personal- 
ausgaben zur Verstärkung anderer Ausgaben ver- 
wendet werden können. Diese Vorschrift ist für die 
DW von besonderer Bedeutimg, da die DW nach 
Übernahme zahlreicher Mitarbeiter vom ehemaligen 
RIAS Berlin und Deutschlandfimk in den nächsten 
Jahren Personal abbauen muß. 

Absatz 4 sieht weitere Möglichkeiten vor, Einsparun- 
gen in einzelnen Bereichen zu bewirken und diese 
Mittel dann anderweitig zu verwenden. Auch diese 
Vorschrift stärkt die unternehmerische Flexibilität der 
DW. Dabei geht es insbesondere um die Möglichkeit, 
durch Einspanmgen in anderen Bereichen Mittel für 
größere Auslandsinvestitionen zu gewinnen. 


Zu § 49 

Diese Vorschrift regelt in Anlehnimg an § 19 Abs. 1 
BHO die Übertragbarkeit von Ausgaben in das kom- 
mende Haushaltsjahr. Für Investitionen ist in Absatz 1 
ausdrücklich vorgesehen, daß mit einer Übertragbar- 
keit nicht der im Haushaltsplan festgelegte Zweck 
geändert werden kann (Absatz 1 Satz 1). Der Zeit- 
raum, für den die Möglichkeit der Übertragbarkeit 
eröffnet wird, geht über die Regelung in der BHO 
hinaus. Er erstreckt sich bis zum Rechnimgsjahresab- 
schluß für das auf die Bewilligimg folgende dritte 
Rechnimgsjahr. Für Baumaßnahmen trifft Satz 2 
zudem eine Sonderregelung, die an das Jahr 
anknüpft, in dem der Bau in seinen wesentlichen 
Teilen in Benutzung genommen wird. 


Zu § 50 

Satz 1 entspricht § 7 Abs. 1 BHO. In Satz 2 werden die 
§§ 55, 56 Abs. 1, §§ 58 und 59 BHO für anwendbar 
erklärt. Die öffentliche Ausschreibung, das gnmdsätz- 
liche Verbot der Vorleistung imd der Ändenmg von 
Verträgen bzw. Vergleichen zum Nachteil des Bimdes 
sowie die restriktive Handhabung der Stimdung, 
Niederschlagung und des Erlasses von Ansprüchen 
sind für eine sparsame Bewirtschaftimg der Mittel 
unerläßlich. 


Zu § 51 

Absatz 1 übernimmt die Regelimg des § 37 Abs. 1 BHO 
unter Berücksichtigimg der Besonderheiten der DW. 
Ausgaben, durch die der im Haushaltsplan vorgese- 
hene Ansatz überschritten wird (überplanmäßige 
Ausgaben) oder für die im Haushaltsplan gar kein 
Ausgabetitel vorgesehen sind, können nur unter 
bestimmten Voraussetzungen getätigt werden. Sie 
sind nur zulässig, wenn kumulativ folgende Bedin- 
gungen erfüllt sind: 

— Die Ausgaben müssen unvorhergesehen sein, d. h. 
der Bedarf war bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans nicht absehbar. 
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— Die Ausgaben müssen imabweisbar sein, d. h. 
sachlich imbedingt notwendig und zeitlich nicht 
ins folgende Haushaltsjahr auf schiebbar. 

— Die Deckimg der Ausgaben muß im Haushalt der 
Anstalt gewährleistet sein. 

Absatz 2 macht die Entscheidung über über- imd 
außerplanmäßige Ausgaben von der Zustimmimg des 
Verwaltungsrates abhängig. In dringenden Fällen 
kann der Intendant sofort handeln, muß dann aber die 
Genehmigimg des Verwaltungsrates imverzügüch 
nachträglich einholen. Dringende Fälle bilden die 
Ausnahme, da die Zustimmimg des Verwaltungsrates 
grundsätzlich auch im schriftlichen Umlaufverfahren 
herbeigeführt werden kann. 

Absatz 3 regelt die beiden Fälle, in denen die Anstalt 
verpflichtet ist, einen Nachtragshaushalt aufzusteUen. 
Diese Pflicht besteht zum einen, wenn der Haushalt 
nicht ausgeglichen werden karm. Sie besteht aber 
auch, wenn der Haushalt zwar ausgeglichen wird, 
dies aber nur im Wege über- oder außerplanmäßiger 
Ausgaben in Höhe von mehr als 1 % der Gesamtaus- 
gaben der DW möglich ist. 

Ein Nachtragshaushalt karm nicht zu einer Erhöhung 
der gemäß § 43 veranschlagten Haushaltsmittel füh- 
ren. 


Zu § 52 

Diese Vorschrift regelt den Fall, daß der Zuschuß des 
Bundes bis zum Abschluß der Bücher nicht für kassen- 
wirksame Aufwendungen in vollem Umfang verwen- 
det wird. Die Vorschrift orientiert sich an den spezifi- 
schen Bedürfnissen einer Rundfunkanstalt. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, wonach Ausgabere- 
ste an den Bund zurückzuzahlen sind bzw. der zurück- 
zuzahlende Betrag mit dem Zuschuß des Folgejahres 
verrechnet wird. 

Davon werden in Absatz 2 die übertragenen Ausga- 
ben ausgenommen. 

Absatz 3 enthält eine vom Grundsatz abweichende 
Regelung, die den spezifischen Erfordernissen der 
DW Rechnung trägt. Danach können bei Ausgaben 
für Auslandsinvestitionen Ausgabereste gebildet wer- 
den, die dann allerdings nur für den ursprünglich 
festgelegten Zweck verwendet werden dürfen. Diese 
Regelung gibt der DW die Möglichkeit im Bereich der 
Auslandsinvestitionen, deren Planungszeiträume 
häufig weit über das Haushaltsjahr hinausreichen, die 
vorgesehenen Mittel erst dann einzusetzen, wenn sie 
tatsächlich gebraucht werden. 


Zu § 53 

Diese Vorschrift regelt die Erstellung des Jahresab- 
schlusses durch die DW, wie sie bereits jetzt prakti- 
ziert wird. 

Sie sieht vor, daß die DW den festgestellten Jahresab- 
schluß und den Geschäftsbericht unverzüglich dem 


Bundesministerium des Innern und dem Bundesrech- 
nungshof zuleitet. 


Zu § 54 

Diese Vorschrift regelt die Prüfung der Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der DW. 

Absatz 1 weist die Kompetenz für diese Kontrolle dem 
Bundesrechnungshof zu und übernimmt damit die 
Regelung des geltenden Rechts (§ 16 Abs. 3 BRfG). 
§ 1 1 1 BHO, der die Prüfung bei den bundesunmittel- 
baren juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
regelt, wird für entsprechend anwendbar erklärt. 
Durch die Verweisung in § 111 Abs. 1 Satz 2 BHO 
finden auch die §§ 89 bis 99, 102, 103 BHO entspre- 
chende Anwendung. Damit sind Umfang, Inhalt, 
Instrumentarium und Verfahren der Prüfung durch 
den Bundesrechnungshof detailliert geregelt. 

Absatz 2 hebt trotz der in § 95 BHO bereits enthaltenen 
Regelung über die Auskunftspflicht nochmals hervor, 
daß die DW verpflichtet ist, dem Bundesrechnungshof 
und dem Bundesministerium des Innern alle zur 
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Auskünfte 
und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

Kommt die DW ihren in Absatz 2 genannten Pflichten 
nicht nach, kommen Maßnahmen der Rechtsaufsicht 
(vgl. § 62) in Betracht. 

Absatz 3 sieht vor, daß Intendant, Verwaltungsrat und 
Bundesministerium des Innern über die Prüfungser- 
gebnisse des Bundesrechnungshofes unterrichtet 
werden. Der Bundesrechnungshof kann den Inten- 
danten zu einer Stellungnahme auffordem und ihm 
eine Frist dafür setzen. Satz 2 enthält — entsprechend 
der geltenden Rechtslage (§16 Abs. 3 Satz 2 BRfG) — 
die wesentliche Regelung, daß die Prüfungsbemer- 
kungen des Bundesrechnungshofes für die DW ver- 
bindlich sind. 

Absatz 4 hebt in Anlehnung an § 88 Abs. 2 BHO 
hervor, daß der Bundesrechnungshof auch außerhalb 
der Prüfung des Jahresabschlusses den Deutschen 
Bundestag, den Bundesrat und die Bundesregierung 
unterrichten kann. 

Absatz 5 normiert die bereits jetzt durch die DW 
geübte Praxis, wonach die DW auf eigene Kosten den 
Jahresabschluß durch einen Wirtschaftsprüfer prüfen 
lassen kann. Satz 2 enthält die wesentliche Bestim- 
mung für den Fall, daß die Ergebnisse des Wirtschafts- 
prüfers von den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes abweichen. In diesem Fall gelten die 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes. 


Zu § 55 

Diese Vorschrift regelt die Bekanntmachung des 
Haushaltsplans und des Jahresabschlusses der DW im 
Bundesanzeiger. Abweichend von der derzeitigen 
Rechtslage (§ 16 Abs. 4 BRfG) ist die Veröffentlichung 
des Entwurfs des Haushaltsplans nicht mehr vorgese- 
hen. 
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Zu § 56 

Absatz 1 stellt klar, daß die von der Anstalt beschafften 
Gegenstände dem Vermögen der Anstalt zuzmech- 
nen sind, auch wenn sie aufgrund des Zuschusses aus 
dem Bundeshaushalt erworben wurden. Diese Ge- 
genstände sind in die Vermögensrechnung der 
Anstalt aufzunehmen. Ihre Nutzung ist gemäß Satz 2 
ausschließlich für Rundfunkzwecke der Anstalt zuläs- 
sig. 

Absatz 2 sieht vor, daß Grundstücke, Gebäude und 
sonstige bauliche Anlagen grundsätzlich im Vermö- 
gen des Bundes verbleiben. Dies güt nur dann nicht, 
wenn die DW für die Nutzung der Gnmdstücke, 
Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen ein Ent- 
gelt entrichtet. 

Absatz 3 schreibt die ausschließliche und unmittel- 
bare Verwendung des Vermögens der Anstalt nach 
deren Auflösung für gemeinnützige Zwecke vor. 
Diese bisher in der Satzung der Anstalt enthaltene 
Regelung des Grundsatzes der Vermögensbindung 
erwächst dadurch in Gesetzeskraft (vgl. § 61 Abs. 1 
i. V. m. § 55 Abs. 1 Nr. 4 der Abgabenordnung). 


Zu §57 

Absatz 1 schränkt die Beteiiigimg der Anstalt an 
Unternehmungen ein, deren Zielsetzung gewerbsmä- 
ßiger oder sonstiger wirtschaftlicher Art ist. Unter 
Beteiligung ist jede kapitalmäßige Teilhabe zu verste- 
hen, die eine Dauerbeziehung zu dem Unternehmen 
begründen soll. Ein Mindestanteil der Beteiiigimg ist 
nicht vorgeschrieben. 

Erste Voraussetzung einer Beteüigung ist, daß sie der 
Erfüllung gesetzlicher Aufgaben der DW dient. Die 
gesetzlichen Aufgaben der Anstalt sind in § 3 festge- 
legt. 

Die weiteren Voraussetzungen in den Nummern 2 
und 3 beziehen sich auf die finanzielle Absicherung 
der DW, indem die Deckung der mit der Beteiligung 
verbundenen Ausgaben gewährleistet und die Ein- 
zahlungsverpflichtung der DW der Höhe nach 
begrenzt sein muß. 

Eine Rechtsform des Unternehmens ist nicht vorge- 
schrieben. In Nummer 4 wird lediglich vorgegeben, 
daß das Unternehmen über einen Aufsichtsrat oder 
ein entsprechendes Organ verfügen muß. 

Absatz 2 verpflichtet die DW, bei einer Beteiligung 
mindestens eine angemessene Vertretung im Auf- 
sichtsrat oder einem entsprechenden Organ sowie die 
Unterrichtung der DW über alle wesentlichen 
Geschäftsvorfälle des Unternehmens zu gewährlei- 
sten. Diese beiden Voraussetzungen müssen kumula- 
tiv erfüllt sein. 

Verfügt die DW unmittelbar oder mittelbar über die 
Mehrheit der Anteile, so prüft der Bundesrechnungs- 


hof gemäß Absatz 3 die Haushalts- und Wirtschafts- 
führung. 


Zu § 58 

Absatz 1 faßt die von der DW in eigener Verantwor- 
tung durchzuführenden Maßnahmen zusammen. Da- 
bei wird eine kostenmäßige Begrenzung nicht getrof- 
fen. 

Die eigenverantwortlich durchzuführenden Umbau- 
maßnahmen müssen zur Deckung des rundfunktech- 
nischen Bedarfs erforderlich sein und dürfen nicht in 
die bauliche Substanz eingreifen, wobei zur baulichen 
Substanz auch die Standsicherheit und die Feuersi- 
cherheit der Gebäude gehören. Zum nmdfunktechni- 
schen Bedarf zählen z. B. Sendesäle, Studios, Vorführ- 
räume und technische Büroräume. 

Satz 2 verpflichtet die DW, die Bauverwaltung des 
Bundes über durchzuführende Umbaumaßnahmen zu 
unterrichten. 

Absatz 2 sieht vor, daß alle von Absatz 1 nicht erfaßten 
Baumaßnahmen als Bundesbaumaßnahmen durchge- 
führt werden. Die Einzelheiten ergeben sich unmittel- 
bar aus der RBBau. 

Gemäß Absatz 3 hat die DW für die Bauunterhaltungs- 
maßnahmen sowie die Neu-, Um- und Erweitenmgs- 
bauten die Richtlinien für die Durchführung von 
Bauvorhaben des Bundes im Zuständigkeitsbereich 
der Finanzbauverwaltungen (RBBau) entsprechend 
anzuwenden. 


Zu § 59 

Diese Vorschrift entspricht dem bisher geltenden 
Recht (§21 BRfG) und unterstreicht den die Rundfunk- 
freiheit tragenden Grundsatz der Staatsfeme. 


Zu § 60 

Diese Vorschrift regelt die Rechtsaufsicht über die 
DW. 

Absatz 1 begründet die Kompetenz des Bundesmini- 
steriums des Innern für die Rechtsaufsicht. 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen im wesentlichen dem 
geltenden Recht (§ 22 Abs. 2 und 3 BRfG). 

Absatz 4 stellt demgegenüber ein Novum dar. Er sieht 
eine Vorstufe zum eigentlichen rechtsaufsichtlichen 
Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 vor. Danach 
sollen Verwaltungs- und Rundfunkrat als Kontrollor- 
gane der DW die Möglichkeit haben, ein rechtsauf- 
sichtliches Verfahren durch eigenes Eingreifen zu 
vermeiden. Ob diese Vorstufe im Einzelfall vorge- 
schaltet wird, liegt im Ermessen des Bundesministeri- 
ums des Innern. 
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III. 

Begründung zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Mit der geltenden Vorschrift des § 69 Abs. 4 Satz 5 des 
Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPersVG) wird 
die endgültige Entscheidung über Angelegenheiten 
in den Fällen des § 75 Abs. 1 BPersVG für die in der 
Programmgestaltung maßgeblich mitwirkenden Be- 
schäftigten dem Intendanten übertragen. 

Der Inhalt dieser Vorschrift wird auch in Zukunft 
erhalten bleiben. Die entsprechende Bestimmung 
wird in den neuen § 90 Nr. 3 BPersVG eingestellt. 


Zu Nummer 2 

Im 7. Kapitel des BPersVG, das Vorschriften für 
besondere Verwaltungszweige enthält, sollen die für 
die Deutsche WeUe imter Berücksichtigung ihrer 
rechtlichen und organisatorischen Besonderheiten 
geltenden Sonderregelimgen über die Personalver- 
tretung in § 90 zusammengefaßt werden. Die bisher in 
§ 90 enthaltenen Bestimmungen über die Anwend- 
barkeit für die Ständige Vertretung der Bundesrepu- 
blik Deutschland bei der Deutschen Demokratischen 
Republik sind obsolet geworden. 


Zu § 90 Nr. 1 

Diese Vorschrift legt fest, daß die Einrichtxmgen der 
DW im Raum Köln/Bonn einerseits und in Berlin 
andererseits jeweils eine Dienststelle im Sinne des 
BPersVG bilden. Eine Beschlußfassimg, vde sie in § 6 
Abs. 3 BPersVG vorgesehen ist, ist für diese Festle- 
gung also nicht erforderlich. 

Die anderen Einrichtxmgen der DW, die sich weder in 
Köln noch in Berlin befinden (z. B. Relaisstationen, 
Empfangs- imd Meßstationen, Studios), werden einer 
der beiden Dienststellen zugeordnet. Die Entschei- 
dung wird vom Intendanten unter Mitwirkung des 
Gesamtpersonalrats (vgl. Nummer. 2 Satz 2) getrof- 
fen. 


Zu § 90 Nr. 2 

Diese Regelung sieht vor, daß die Beschäftigten bei- 
der Dienststellen neben den örtlichen Personalräten 
einen Gesamtpersonalrat wählen, der für dienststel- 
lenübergreifende Angelegenheiten zuständig ist. 
Eine entsprechende Regelung wird für die Vertretung 
der Jugendlichen und Auszubildenden getroffen. 

Der Gesamtpersonalrat und die Gesamt- Jugend- und 
Auszubildendenvertretung sind zuständig, soweit 
Angelegenheiten von dienststellenübergreifender 
Bedeutimg zu behandeln sind. 


Zu § 90 Nr. 3 

Diese Vorschrift legt fest, daß Leiter beider Dienststel- 
len der Intendant ist, der auch als oberste Dienstbe- 
hörde im Sinne des BPersVG gilt. Der Intendant 
entscheidet damit in all den Fällen, in denen im 
BPersVG den Leitern von Dienststellen, übergeordne- 
ten Dienststellen oder obersten Dienstbehörden 
Befugnisse übertragen sind. Diese Regelung ergibt 
sich daraus, daß die Organisation der DW dem sonst 
üblichen Verwaltungsaufbau nicht entspricht. Der 
Intendant ist kraft seiner Organstellung Leiter der 
Dienststellen. Andere für Anstalten des öffentlichen 
Rechts nach § 69 Abs. 3 Satz 2 BPersVG vorgesehene 
Regelungen sollen demgemäß keine Anwendung fin- 
den. Die Vertretungsregelung des § 7 BPersVG soll in 
einer dem Aufbau der DW Rechnimg tragenden Form 
angewandt werden. 


Zu § 90 Nr. 4 

Diese Vorschrift enthält in Ergänzung des § 4 
BPersVG eine Sonderregelimg für die Beschäftigten 
der DW. Die Bestimmung regelt, daß zu den Beschäf- 
tigten nur die Mitarbeiter der DW zählen, die auf- 
gnmd eines Arbeitsvertrages fest angestellt sind. 
Dieser Arbeitsvertrag kann auf unbefristete oder 
befristete Zeit geschlossen sein. Zu den Beschäftigten 
der DW gehören auch die Auszubildenden, die im 
Rahmen einer Berufsausbildung nach dem Berufsbil- 
dungsgesetz eingestellt sind (vgl. § 4 Abs. 3 und 4 
BPersVG). 

Die Vorschrift stellt außerdem ausdrücklich klar, wer 
nicht als Beschäftigter im Sinne des BPersVG gilt. 
Diese Bestimmimg entspricht der Regelimg in der 
derzeit geltenden Satzimg der DW. Personen, die 
lediglich für die Dauer einer bestimmten Produktion 
beschäftigt werden, gelten als nicht bei der DW 
beschäftigt. 

Im weiteren werden bestimmte Beschäftigte von der 
Wählbarkeit ausgenommen. Dies sind Beschäftigte, 
die in einer Einrichtimg der DW im Ausland eingesetzt 
sind. Ihre Einbindimg in einen der örtiichen Personal- 
räte in Köln und Berlin ist nicht praktikabel. Ausge- 
nommen sind außerdem Volontäre, bei denen der 
Ausschluß der Wählbarkeit aufgrund der nur kurzen 
Beschäftigimgsdauer (12 bzw. 18 Monate) gerechtfer- 
tigt erscheint. 


Zu § 90 Nr. 5 

Diese Vorschrift ermöglicht, daß an die Stelle des 
Bundesreisekostengesetzes die Reisekostenordmmg 
der DW tritt. 


Zu § 90 Nr. 6 

Die Regelung imter Buchstabe a schließt die Beteüi- 
gung des Personalrates für die Beschäftigten der 
Vergütungsgruppe I des Vergütungstarifvertrages 
der DW sowie die Beschäftigten mit außertariflichen 
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Vergütungen in den Fällen des § 75 Abs. 1 und 3 Nr. 14 
aus. Mit dieser Bestimmung wird der Inhalt des § 77 
Abs. 1 Satz 2 BPersVG den besonderen Verhältnissen 
bei der DW angepaßt. 

Die Bestimmung unter Buchstabe b trifft für die mit 
programmgestaltenden Aufgaben beschäftigten Mit- 
arbeiter in Vergütungsgruppe II eine Sonderregelimg 
für das Beteiligvmgsverfahren, 

Die Bestimmung unter Buchstabe c entspricht im 
wesentlichen dem bisherigen § 69 Abs. 4 Satz 5 
BPersVG. Gegenüber dem geltenden Recht wird der 
Anwendimgsbereich auf überwiegend mit wissen- 
schaftlicher oder künstlerischer Tätigkeit befaßte Per- 
sonen ausgedehnt. 


rv. 

Begründung zu Artikel 3 

Mit Artikel 3 werden die Vorschriften der §§41 und 42 
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) redaktionell 
dem Gesetz angepaßt. Mit Inkrafttreten des Gesetzes 
ist die Deutsche Welle künftig die einzige deutsche 
Auslandsrundfunkanstalt. Die Bezeichnungen in den 
§§41 und 42 BDSG erstrecken sich bisher unter 
Einbeziehung des Deutschlandfunks auf die Bimdes- 
rundfunkanstalten. Das BDSG soll nunmehr der 
neuen Sachlage angepaßt werden. Die vorgeschlage- 
nen Formulierungen enthalten keine inhaltlichen 
Änderungen. 


V- 

Begründung zu Artikel 4 

Zu § 1 

Diese Vorschrift sieht vor, daß mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Amtszeiten der Gremien der 
Deutschen Welle beendet sind. Der Gesetzgeber kaim 
die Amtsperioden der Gremien der Deutschen Welle 
abkürzen. Die Dauer der Amtsperioden der Gremien 
beruht auf dem Bundesrundfimkgesetz, das mit 
Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft tritt (Arti- 
kel 5 § 3). 

Eine Neubildung des Rimdfunkrates, dessen laufende 
Amtsperiode am 29. November 1994 beendet wäre, ist 
gerechtfertigt, da die Zahl der Mitglieder des Rund- 
funkrates erhöht wird. Vom neuen Rundfunkrat sind 
fünf Mitglieder in den Verwaltungsrat zu wählen. 

Eine unangemessene Benachteiligung der amtieren- 
den Gremienmitglieder hegt nicht vor, denn den 
bisher entsendeberechtigten Gruppen und Organisa- 
tionen sowie den staatlichen Stellen, die bisher bereits 
Vertreter benaimt oder gewählt haben, steht auch 
künftig für die neuen Gremien die Entsendimg von 
Mitgliedern zu. 


Zu §2 

Nach dieser Vorschrift steht den zuständigen Stellen 
für die Neubildimg des Rundfunkrates ein Zeitraum 
von drei Monaten zur Verfügimg. In der Zeit bis zur 
Neukonstituierung des Rundfunkrates soll der alte 
Rundfunkrat in seiner bisherigen Zusammensetzung 
die Geschäfte fortführen, um die Handlungsfähigkeit 
des Organs zu gewährleisten. 


Zu §3 

Diese Bestimmung enthält auch für den Verwaltungs- 
rat die für den Rundfunkrat geltende Regelung. Eine 
Neubildung des Verwaltungsrates, dessen laufende 
Amtsperiode am 23. April 1995 enden würde, ist 
notwendig, da dem neuen Rundfunkrat das sofortige 
Recht eingeräumt werden soll, fünf Mitglieder in den 
neuen Verwaltungsrat zu wählen. Die Bestimmung 
regelt insoweit das hierfür erforderliche Wahlverfah- 
ren. Die Interimsregelung in Satz 3 entspricht der 
Bestimmung des § 2. 


VL 

Begründung zu Artikel 5 

Zu § 1 

Die Bestimmung regelt die erstmalige Anwendung 
der Vorschriften über die Finanzierung im Dritten 
Abschnitt des Gesetzentwurfs, Wegen des zeitlichen 
Vorlaufs bei der Erstellung des Haushaltsplans der 
Deutschen Welle sollen die neuen Vorschriften erst- 
mals für das Haushaltsjahr Anwendung finden, das 
dem Jahr des Inkrafttretens des Gesetzes folgt. 


Zu §2 

Diese Vorschrift enthält — bezogen auf die Personal- 
vertretung — eine Übergangsregelung für die Zeit bis 
zur erstmaligen Wahl der örtlichen Personalräte und 
des Gesamtpersonalrates. 


Zu §3 

Gemäß Absatz 1 tritt das Gesetz am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

Absatz 2 sieht vor, daß mit Inkrafttreten dieses Geset- 
zes das Gesetz über die Errichtung von Rundfunkan- 
stalten des Bundesrechts vom 29. November 1960 
außer Kraft tritt. 
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